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Lauber"WalteT, BetriebsratSobmp:n-n;
Spedition ,pxpreß";;.. . .. ""
Margulies Hans, Sekre#lifiJetGE.

die ge­
sellschaftliche Realität in hocllin:­
dustrialisierten westlichenStlaten ein-
deutig widerlegt. Die '. .eit
ist eben ein gesenschaftli Problem,
das picht unbedingt von' der Menge der
vorhandenen Energie abhäJlgig ist. DäS
beweisen die hohen Arbeitslosenzahlen
in den USA. in der BRD usw.

SicheTheitshalber: ,,Nein!"

Nicht zuletzt machen wir uns Sorge um .
die Sicherheit von Zwentendorf. (Wobei
es klar ist: wer ,,Ja" zu Zwentendorf
sagt, sagt auch "Ja" zu weiteren Atan·
kraftwerken)

Ante, Geologen,' Phy
sihd sich über dieGeE
nergie uneinig. We
~rSchiede b~te
Einwände von Wi

r sielt

.die sonst mit unseren
n ..' Zielen übel'ein·

stimn1en;ge.heri·.bei ihrer Stellungn~e
davon aus, daß die' Verwendung .. der
Kernenergie eine Weiterentwicklung)'On
Produktivkräften darstelle und daher
fortschrittliCh sei. Nicht die Kernenergie
sei zu bekäm.pfen~ sondern das System,
das diese Technologie mißbraucbl(n
könnte. '

Nun, Zwentendorf wird im kapitalisti­
schen österreich errichtet, das allein
wäre schon ein Grund, gegen AJ(W's zu
sein. Doch wir halten auch die These
von der "Wertfreiheit" der K.ernenergie
fiir problematisch. Aus dem Betrieb von
Atomkraftwer~en ergeben sich logisclie
KonsequerJZen: Ausbau der Großtech­
~ologie.inBallungszentren; Entwicklung

nPlutoniumökonomie mit aUen da­
verbundenen Risken, Verminderung

'ttel fur Alternativener·
energie würde;.,sich

n; einer Produkti'
struktivkraft wande

dere als die offiziellen W'tr sind' in österi
le: Statt Gigantomanie Lage, kein Risikoem

eirie fleXible, dezentrale, überschaubare da das AK.W Zwentender öko.­
Produktion,statt Produktion von Weg. nomisch noch aus Energi~angel drin~ .
werfgütem' Verbesserung der soziakn gend notwendig ist. Ums9 leichter müß­
Dienstleistungen und Ausbau der Infra- te die Entscheidung gegenZwentendorf
struktur, 'Statt umweltzerstörende, um. sein.
weltschonende Produktion. Die Inbe· Es wären noch eine große. Anzahl ernst·
triebnahme '9OD AKW's erschwert eine zunehmender Argumente gegen Zwen­
dera.rtige Eiltwiddung. tendorf anzuführen (wie Gefahr des

Atomstaates, Probleme der wirtschaft·
lichen ,,Renta.bilität'~, der ökologie,
usw.). Gründe genug, am S. November
als Gewerkschafter •.Nein" ~Zwenten-
dorf zu sagen. '

In einem haben die Befiirworter jedoch
Recht:

,,zwentendorf ist dassimerste Atan­
kraftwerk der Welt", abefnursolanje
es nicht in Betrieb gen~minenwird.

~~Wa1.ß1

'NEIN'
zu Zvw""""'"

. ,geschweige
deqn NPD,

WiroSind akti~'~erkSchafter, die sich
mit Gegenwart und' ZUkunft der·. Ge·
werkschaftS:. .und Arbeiterbewegung be~

$Chäftigen, die .sich fur eine fortschritt·
liche und gese1lschaftsverändemde Poli­
tik der Gewerkschaften engagieren.

Diese ,J>rivaten" Vorbemerkungen sind
notwendig, da in sämtlichen offIZiellen
und SP-nahen Gewerkschaftspublikatio.
nen die Atomkraftwerksgegner zwar
nicht zu Wort kommen, dafiir aber als
Spinner, fm.srere Reaktionäre oder als
"fast"·Terroristen disqualiflZieft wer·
den.. .
Wtr arbeiteilaktiv in der überfraktionei"
len "Initiative Gewerkschafter gegen
AKW'".,.,~il' n,daß die Ent­

ntra" Zwente
der Bedeu

t.'·;ti-·(·'

Gewer
damm 'g
schWiegeti nsere Argumente gegen
die Verwendung der K.emenergie.lJnd
schließlich: in der öGB-Presse werden
Tatsachen schlicht und einfach ent­
stellt. So heißt es in der Oktooer·Num­
mer der ,,solidarität", daß der öGB
sich gründlich mit der Thematik befaßt
hätte .. Daraus habe sich der öGB·Be·
schluß pro Zwentendorfergeben.

Unbestreitbar ist jedoch, daß viele Kol· AKWs lDtd Atombomben sind siame­
legen, die der Verwendung von Atom· ~ Zwi/lin8e.
kraft nicht negativ gegenüberstehen, ihr
Unbehagen und ihren Unmut darüber Weil wir schon immer den Rüstungs-

. zum'Ausdruck gebracht haben, daß der wahnsfun· und damit die Atombomben
Bundesvorstand eine eindeutige ,,Pro· bekämpfen, stellen wir uns entschieden
Zwentend~Erklirung abgegeben hat, gegen Atomkraftwerke. Es sind die glei.
bevor eine ausfiibrliche Diskussion im chen Riesenkonzerne , die an der Rü­
gewerlcscbaftJichen Bereich durchge. stungsindustrie verdienen, die auch an
'fWut wurde. Mit Recht wird die Art den AKW'sin aller Herren Länder pro­
der BesChlußfasSUngals undemokratisch' fitieren. Jedes AKW ist eine potentielle
bezeichnet. Atombombe, das wissen auch die Berur·
t worter. Je mehr Staaten AKW's in Be·
Diese Entwicklung im öGB halten wir trieb haben, desto größer die Gefahr ei·
'ftii .äußerst be.denkllch. nes nuklearen Wahnsinns.
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InterviaN mit R. Jurgk:
AKWs um dann?

Offensiv Links dankt der Redaktion az
- "die andere Zeitung", Frankfurt/Main,
für die Genehmigung zum auszugswei­
sen Nachdruck.

Patrick Schneider: Der Titel Deines neu­
en Buches, das jetzt bei Kindler heraus­
kommt, lautet: ,,Der Atomstaat". Wäh­
rend in der bisherigen Diskussion über
die Folgen der Atomkraft vor allem um­
welt- und gesundheitspolitische Aspek­
te eine Rolle spielten, versuchst Du in
diesem Buch aufzuzeigen, wie einschnei­
dend sich das staatliche Leben in den
Ländern verändern wird, in denen
Atomkraft zum hauptsächlichen Ener­
gielieferant wird.

R. Jungk: Ich nehme die Umwelt- und
Gesundheitsproblematik durchaus ernst.
Aber es kommt dazu die Tatsache, daß
die Einführung von Kernkraft in großem
Stil eine ganz andere Gesellschaft mit
sich bringen muß. Man kann es auch
umgekehrt ausdrücken: jene zentralisier­
te und repressive Gesellschaft, die in An­
sätzen jetzt schon vorhanden ist, erhält
durch die Einführung dieses Energie­
trägers ihre Scheinlegitimation. Diese
neue Technologie ist nämlich so gefähr­
lich, daß jeder Staat, auch wenn er zur
Zeit noch freiheitlich organisiert ist,
was es ja kaum gibt, gezwungen wäre
einen Großteil der Freiheitsrechte seiner
Bürger abzubauen. Und zwar mit der Be­
gründung, daß nur so dieser neue In­
dustriekomplex ausreichend geschützt
werden kann.
Einmal aus betriebsinternen Gründen.
Die in diesem Bereich anfallenden Ar­
beiten verlangen von den dort Beschäf
tigten ein Höchstmaß an Konzentration.
Fehler dürfen nicht vorkommen. Das be­
deutet, daß nicht einfach Arbeiter einge­
stellt werden können, sondern alle Be­
werber müssen ausgeklügeIsten Eig­
nungs- und Prüfungstests unterworfen
werden. Diese Überprüfung muß laufend
fortgesetzt werden. Dieser Arbeitsplatz
erlaubt auch nicht mehr die leichteste
Form der Entspannung. Die Technolo­
gie erzwingt also eine bis ins kleinste
DetaO ausgearbeitete Menschenführung
und -kontrolle.
Dazu kommt, daß man aus Furcht vor
möglicher Sabotage, diesen Industrie­
komplex in bisher noch nicht dagewe­
sener Weise absichern muß. Diese
Schutzmaßnahmen können und dür­
fen nicht auf das Wet"k beschränkt blei­
ben, da ja Herstellung und Transport des
Materials mit Hilfe von zahlreichen
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Mitarbeitern erfolgt. Da ist einmal der
vorher geschilderte Kreis der direkt
Produzierenden. Dann gibt es den Kreis
der Zulieferer. Es gibt in der Bundes­
republik jetzt schon etwa 4.000 Betrie­
be, die in irgendeiner Weise an der Pro-
duktion von Atomkraft beteiligt sind.
Es gibt nun eine neue Regelung, die vor­
sieht, daß alle an einem solchen Baupro­
jekt Beteiligten wie Träger der höchsten
Geheimhaltungsstufe behandelt und
überprüft werden müssen.
Der dritte Kreis besteht aus den Leuten,
die in der Nähe einer solchen Kernkraft­
anlage leben oder in der Nähe von La­
gerhäusern. Anreicherungsgelegenheiten.
Zum vierten Kreis gehören z. B. alle
Straßen, die für nukleare Transporte be­
nutzt werden. Es werden ja ständig an­
gereicherte Brennstäbe an die Werke ab­
geliefert und abgebrannte transportiert.
Zum fünften Kreis, der schon kaum
noch zu überschauen ist, gehören alle
potentiellen Gegner. Also alle, die ir­
gendwo kritisch zur Staatsmacht stehen.
Diese möglichen Atomgegner müssen
aus Sicherheitsgründen ebenfalls erfaßt
und alle Angaben über sie gehortet wer­
den.
Ich habe diese Befürchtungen bis vor
kurzem auch nicht ernst genommen. Ich
habe mir einfach nicht vorstellen kön­
nen, daß sozusagen Amateure eine
Atombombe basteln könnten. Die Plä­
ne für solche primitiven Bomben wur­
den ja von den Amerikanern relativ
früh veröffentlicht. Das schien unge­
fährlich zu sein, weil nach damaliger
Ansicht zum Bau einer solchen Bombe
hochwertiger Brennstoffnotwendig war.
Es hat sich inzwischen gezeigt, daß die­
se Voraussetzung hinfällig ist. Für eine
Waffe, die man nicht gezielt verwendet,
sondern einfach explodieren läßt, ge­
nügt weniger reines Plutonium. Und
zwar genau das, das in den heutigen
Reaktoren anfällt.
Dazu kommt, daß man das Plutonium
nicht unbedingt platzen lassen muß,
sondern auch zerstäuben kann. Dazu
braucht man noch sehr viel weniger
technisches Zubehör.

Patrick Schneider: Was sich hier an in­
dustrieller und staatlicher Entwicklung
abzeichnet, wird bei uns von Sozialli­
beralen verantwortet und jener indu­
strielle Trend von den Gewerkschaften
sogar noch zu forcieren gesucht. Wie
siehst Du dieses Bündnis?

R. Jungk: Die Gewerkschaft argumen­
tiert: mehr Strom bedeutet mehr Ar-

beitsplätze. Das mag sogar kurzfristig
zutreffen. Aber es muß mit dem Preis
rechtsstaatlichen Verlustes bezahlt wer­
den, den ich zuvor anzudeuten versucht
habe. Und was dazu kommt sind
erhöhte Kriegschancen. Denn 90 %der
produzierten Anlagen sind ja für den
Export gedacht und nur zehn Prozent
werden hier eingesetzt. Bereits fest­
stehende Exportländer sind der Iran,
Brasilien, Pakistan und Südafrika. Wir
wissen heute, daß der Export von Kern­
kraftwerken im Grunde der Export von
Bomben ist. Denn es ist natürlich fUr
einen Staat noch leichter als für eine
kleine Gruppe von Leuten, die sich
Bomben zur Erpressung bauen, Bomben
herzustellen. Nun machen die heute
einen ganz interessanten Trick: man
baut die Bombe nicht zusammen. Die
einzelnen Bestandteile lagert man. Wenn
die Südafrikaner z. B. behaupten, sie
hätten keine Bombe, dann stimt das.
Sie können aber die Bombe innerhalb
von Stunden zusammensetzen.
Das, was mich an diesem Problemkreis
fast verrückt macht, ist, daß man sich
zu sehen weigert, in welche Welt der
nuklearen Bewaffnung, im Inneren wie
im Ä·ußeren, man da hineinsteuert.
Das sieht heute alles noch harmlos aus.
Wir haben fünf bis sechs Atommächte.
1985 werden wir bereits etwa vierzig
haben. Dazu kommen dann die wach­
senden inneren Spannungen. Wir werden
dann in einer Welt leben, die so explo­
siv geworden ist, daß es jeden Moment
irgendwo krachen kann und muß. Diese
Konsequenz ist den Leuten in der Ge­
werkschaft oder Sozialdemokratie nicht
klar geworden oder wenn sie sie sehen,
dann wird sie herunterzuspielen ver­
sucht. Es wird eine schrecklich verharm­
losende Sicherheitsphilosophie verbrei­
tet. Wir werden das schon alles im
Griff behalten. Ein Beispiel für diese
Verharmlosungsstrategie ist die Interna­
tionale Atombehörde. Sie soll verhin­
dern, daß Reaktoren zum Bombenbau
benutzt werden. Für die ganze Welt
gibt es sechzig bis hundert Inspektoren.
Und die haben nicht mal Zutritt zu den
Anlagen. Das haben übrigens die West­
deutschen durchgesetzt. Aus Angst vor
Werkspionage. Die Inspektoren bekom­
men also nur den Materialfluß zu sehen
und diese Buchführung kann man natür­
lich ohne weiteres fälschen. Das ist
eine Beruhigungskampagne wie sie seit
altersher von Mächten betrieben wird,
um die Bürger auf Ruhe zu trimmen.
Und ich sehe es als meine Bürgerpflicht



(aus: az Nr. 26) •

gibt auf der ganzen Welt eine recht brei- l»

te Bewegung, die alternative Formen des a
Lebens und der Technik erprobt, die ~
aber bisher noch nicht durchgebrochen ~
ist. Die Antiatombewegung muß, um
auf die Dauer wirksam zu sein, neue Le­
bensformen sichtbar machen. Nur darf
und kann das nicht von oben, also von
Ideologen geschehen, sondern kann nur
von der Basis der Bewegung selbst kom­
men. Jede Gruppe, jeder Berufszweig
müßte seine Konzepte entwickeln, die
man dann miteinander vergleicht und
zugzmmen{lihrt. Nur so ist garantiert,
daß es wirklich eine Veränderung von
unten wird, und nicht von oben. Ob das
machbar ist, weiß ich nicht. Aber es gibt
Zeichen, die Mut machen. So haben
wir heute immer mehr eine Art Gegen­
presse, Gegenrund{unk und -Fernsehen.
Es gibt inzwischen eine Technologie
der dezentralisierten Gegeninforma­
tion: siehe die Videogruppen, die Ver­
vie/fältigungsmöglichkeiten. In diesen
Prozeß werden immer mehr Menschen
einbezogen, die man zwar immer wieder
unterdrückte, die aber auch wieder aus
dem Untergrund auftauchen werden.
Ich sehe das Ganze als eine Art Doppel­
bewegung: es ist eine Anti- und eine
Pro-Bewegung, die sich mit der Zeit
ihre eigenen Instrumente schafft. Mein
letztes Kapitel heißt ,,Der gznfte Weg"
und dort gehe ich aufdieses Problem ein
und sage, daß die jetzige Entwicklung
an die Geschichte des frühen Christen­
tums erinnert, das sich ja gegenüber
dem antiken Rom durchsetzen mußte.

Wahrscheinlich steht uns wie den
Christen eine Zeit in den Katakomben
bevor. Ich glaube, daß der starke Staat
mit seinen Kontroll- und Repressions­
möglichkeiten zunächst einmal einen
Sieg davontragen wird. Aber es wird ein
Pyrrhussieg sein. Und er wird zerbre­
chen wie das römische Imperium zer­
brochen ist, wie Hitler schließlich ka­
puttging. Es hat noch nie eine Tyrannei
überlebt. Man muß sich aber für die Zeit
des Untergrundes und {Ur die Zeit da­
nach vorbereiten. Ich persönlich glau-
be, daß wir in sehr sehr schwere Jahre
hineingehen.

zept der Hypothizität zu begründen.
Die Projekte hätten ein solches Ausmaß
erreicht, daß nur noch Teiltests möglich
seien und wie die Teile zusammen ar­
beiten, das müsse sich in der Praxis er­
weisen. A her das ist ja genau das Pro­
blem, ob sie in der Praxis zugzmmenar­
beiten. Das ist heute ein geradezu ver­
brecherisches Vorgehen, z. B. in Mal­
ville - also in der Nähe von Lyon und
Grenoble - eine unerprob te Anlage ins
Feld gesetzt wird und einzukalkulieren,
daß die Anlage hochgeht.

an auf diese Dinge hinzuweisen und die
Bürger unruhig zu machen.

Patrick Schneider: Ein anderer Aspekt,
der zur Korruption von Wissenschaft
beiträgt, ist die Ausrichtung von Wis­
senschaft an sogenannten Projektvor­
gaben. Kannst Du die damit verbunde­
nen Gefahren an einem Beispiel aus dem
Bereich der Atomenergie verdeutlichen?

R. Jungk: Der schnelle Brüter in Kalkar
wird ja inzwischen selbst von denen, die
ihn machen, als Unglücksprojekt einge­
stuft. Da hat es eine ganze Reihe fal- Patrick Schneider: Welche Qfahren und
scher Ansätze gegeben. Man hat dann Chancen siehst Du bei der Anti-Atom­
die verschiedensten Konzepte zugzm- Kraft-Bewegung?
menzubauen versucht. Er sollte sehr
viel früher fertig werden. Die Kosten R. Jungk: Ich habe ja schon früher in
wurden anfangs mit 150 Millionen der Anti-Atomwaffen-Bewegung mitge­
Mark veranschlagt und inzwischen rech- macht. Die ist dann abgestorben, weil
net man, daß er auf acht Milliarden sich Russen und Amerikaner auf einen
Mark kommen wird. Der Mann, der das Teststop einigen konnten. Die wurde
ganze Unternehmen besonders prota- viel zu früh abgebrochen, auch weil in
giert hat, ist Prof. Wolf Häfele. Er ist der Bundesrepublik damals noch keine
der Leiter des Instituts in Karlsruhe ge- Atomwaffen gebaut wurden. So konnte
wesen, das sich mit der Entwicklung man sagen: das geht uns nichts an. Das
der Brütertechnik beschäftigt hat. Er Problem war zu fern und zu abstrakt,
hat z. B. 1969 bei einem Hearing im als daß sich eine große Mehrheit betrof
Bundestag gesagt, alle Probleme seien fen {!ihlen konnte.
gekliirt und im 11Öf:hsten Jahr könne mit Das ist jetzt anders. Die neue Bewegung
dem Bau begonnen werden. Und das zu wird aus zwei Gründen nicht so schnell
einem Zeitpunkt, wo protokollarisch absterben, wie manche Leute glauben.
feststand, daß es allein noch achtund- Einmat Bomben liegen weit entfernt
vierzig ungelöste technische Probleme irgendwo in einem Militärlager. Reakto­
gab. Er ist aufgetreten wie ein Filmkauf- ren stehen mitten in der Landschaft.
mann der noch keine Gelder hat und ein In Mühlheim bei Neuwied zum Beispiel
fertiges Drehbuch vortäuscht, um an steht der Reaktor direkt neben der
diese Gelder zu kommen. Motto: gebt Bahnanlage. Da fährt man direkt vorbei.
uns erst mal das Geld, dann schaffen wir Deshalb richtet sich der Protest nicht
es schon. Diese Haltung ist mit ein gegen etwas, das man nicht sieht.
Grund gewesen, warum ihm dann ein Diese Anti-Bewegung muß meiner Mei­
Institut nicht genehmigt wurde, auf das nung nach außer dem ,,Anti"auch neue
er scharf war. Und jetzt ist der Mann - Konzepte und eine alternative Techno­
das ist das Tragische - Vizedirektor logie entwickeln. Also Modelle einer
an einem internationalen Institut in sanften Technik und einer dezentrali­
Luxemburg und ist der große Mann, der sierten Gesellschaft. Kritik und Gegen­
Energieprognosen veröffentlicht. bewegung begreife ich als Diagnose, als
Häfele hat jetzt einen neuen Begriffent- Ausdruck des Schmerzes. Aber man
wickelt, den der Hypothizität. D. h., muß nach der Diagnose auch eine The­
er vertritt die These, daß wir uns in ei- rapie entwickeln. Wer immer nur bei
nem Stadium der technischen Entwick- der Diagnose stehenbleibt und sich nicht
lung befinden, wo viele unserer Anlagen Gedanken über die Heilung macht, der
nur noch auf Hypothesen gegründet wird auf die Dauer unglaubwürdig und
werden können und nicht mehr auf Ver- ihm fehlt mit der Zeit auch der per­
suche. Zuerst wird die Hypothese ge- sönliche Anstoß, aktiv zu werden. Es
macht, dann das Ding hingestellt und
am Laufen oder Nichtlaufen wird sich
herausstellen, ob die Hypothese stimmt
oder nicht. Das ist ein völlig neues Vor­
gehen. Bis jetzt hat man technische
Anlagen erst herausgelassen nachdem sie
im Laboratorium genau durchgetestet
worden waren. Da war fast ausgeschlos­
sen, daß etw~ passiert. Dieses Vorgehen
ist bei einer Kernkraftanlage nicht mög­
lich. Die läuft, bevor sie als Ganzes er­
probt wurde. Eine so komplexe Anlage
ist nun einmal nicht zuvor im Labora­
torium zu überprüfen. Deshalb stellt
man sie einfach mal in die Landschaft
und wartet ab. Und diesen Leichtsinn
versucht Häfele nun mit seinem Kon-
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Die SPÖ wird mit der provisorischen Be­
stellung Bachers sicher fertig. Und wie
sie damit fertig wird! Schon häufen sich
offIzielle Stimmen, die eine endgültige
Bestellung befürworten, eingedenk der
Erkenntnis, daß Tiger, die man nicht
reizt, ohnehin vegetarisch leben. Im
Klartext: ,Unter Oberhammer gab es
zwar keinen Rotfunk, aber dieses Ge­
rücht wurde immer wieder verbreitet;
wenn wir zulassen, daß ein gestandener
Rechter an der Spitze des ORF agiert,
dann sind die Rechten insgesamt wieder
ein bißchen netter zu uns...' Immerhin
ist dies die konsequente Fortführung der
Politik der letzten Jahre. Die SP profi·
liert sich als die bessere Veranstalterin
von Pop-Konzerten und Wochenendaus­
flügen und bemüht sich verzweifelt, dem
Ruf der Linkslastigkeit dadurch zu ent­
kommen, daß sie immer mehr Rechte
engagiert.

Die anrüchige Bezeichnung "Arbeiter"
wurde bei diversen SP-Unterorganisatio­
nen durch andere, mit demselben Buch­
staben beginnende Wörter, wie "Auto",
"allgemein" usw. erfolgreich ersetzt. Es
wäre an der Zeit, denselben Vorgang
auch mit dem "S" des Parteinamens
durchzufuhren: Sozialistisch war die
SPÖ kaum je, sozialdemokratisch ist sie
immer weniger. Wie wäre es, eine öffent­
liche Ausschreibung zur Füllung der
Leerstellen hinter dem "S" durchzufüh­
ren? Etwa so: ,,Die SPÖ ist eine S....­
Partei. Einsendungen erbeten an die
Löwelstraße..."

Dieser Satz wird erst in seiner vollen vergleichbar regierte, den nicht ganz
Tragweite deutlich, wenn man das, was treffenden Pressespitznamen "Tiger"
die SPö für Medienpolitik hält, näher eintrug. Danach war er - politisch an
betrachtet: Mit Politik im engeren Sinn jener Linie angesiedelt, wo Schwarz und
des Wortes haben die zahlreichen Intri- Braun ineinander übergehen - Hand·
gen und Konterintrigen für, zwischen lungsreisender in Sachen Medienpolitik:
und gegen die diversen Kronprinzen und Im Gespräch für einflußreiche ÖVP-Posi­
Königsmacher in SPö und öGB-Mehr- tionen, knapp am Sessel des Programm­
heitsfraktion kaum etwas zu tun. direktors des ZDF vorbei, bis zum Bera·

ter des CDU/CSU-Kanzlerkandidaten
Sieger in diesem Spiel ist gewiß nicht Kohl im bundesdeutschen Wahlkampf.
nur jener Gerd Bacher, der am 3. 8.1973 (Bacher dazu in einem "Spiegel"-Inter­
angesichts der damals geplanten und view vom 1. 3. 1976: ".. .da steht be­
heute in Kraft befindlichen Rundfunk- kanntlich der Kissinger-8atz im Raume,
gesetznovelle zum "Kurier" äußerte: wonach in zehn Jahren ganz Europa so­
,,Für mich ist eine Abänderung des ge- zialistisch sein würde, marxistisch sein
genwärtigen Zustandes total unannehm- würde. Ich arbeite gern daran mit, dies
bar". Das macht schon allein der Jubel- zu verhindern." Vorläufige Endstation
chor jenes im Besitz von Großagrariern war dann das Management des Salzbur.
und Industriellen befindlichen "Kurier" ger "Kiesel"-Verlages, der mit dem
deutlich, der selbst einst, wenn auch "Salzburger Volksblatt" Österreichs
nur für wenige Wochen, von Meister einzige deutschnationale Tageszeitung
Bacher persönlich dirigiert wurde. Daß herausbringt.
dessen Schwiegersohn, Peter Rabl, beim Gerd Bacher wurde also am 28. 9. im
aktuellen freudigen Ereignis die erste Einklang mit den gesetzlichen Bestim­
Stimme sang, ist nur allzu verständlich. mungen gewählt. _ Ob diese Wahl auch
über die diversen Sprachregelungen, die demokratisch genannt werden soll, ist
jedesmal, wenn FPö und öVP im ORF- unter anderem auch auf Grund eines
Kuratorium überstimmt werden, von Wahlverfahrens, das nicht einmal erken­
einer "roten Dampfwalze" sprechen nen läßt, welcher Vertreter der verschie­
und, wenn das Gegenteil eintritt, plötz- denen sogenannten ,,gesellschaftlich re­
lich die wahre Demokratie erstrahlen levanten Gruppen" wie entschieden hat,
sehen, braucht man keine weiteren Wor- zumindest in Zweifel zu ziehen.
te mehr zu verlieren. Auch die Frage, ob
dem Gewissen einiger Kuratoren durch Ob etwa Dr. Helmut Zilk, ,,Kronen­
finanzielle oder andere materielle Anrei- Zeitungs"-Sachwalter (so lautet die

h übersetzung für "Ombudsman"). Kon-
ze nachgeholfen wurde, mag ier getrost sulent der Springer-Zeitschrift ,,Hör zu"
unbeantwortet bleiben; die SP wird
wohl wissen, welches Maß an Verkom- Teilhaber der Kabel-TV.Studiengesell­
menheit sie ihren eigenen Delegierten schaft FESEKA, ehemals Fernsehdirek­
zutrauen kann. (Im übrigen läßt sich tor unter Bacher usw., eine um so viel
nicht einmal mit Sicherheit sagen, ob bessere Lösung gewesen wäre, läßt
,,nur" drei SP-nahe Kuratoren "umfie- s~ch k~um ~ehau.pten. Im, übrigen hatte
len": Gerüchten zufolge haben zwei SIC~ Zilk WIe sem damalIger Chef zur
VP K t B h r gestimmt Abanderung des Rundfunkgesetzes ge-

- ulra °dr~n Zg,aheglend aCUe "-Iler" auf' äußert (,,Man muß sagen, es ist eine
was aso le er " mliU A' ,/'. ''\ d h d' d al'
fi ' f h"h "d) nttreJorm. J un auc le am 1gen
un er 0 en wur e. ORF-Kuratoren Busek und Kohlmeier

Auch über Gerd Bacher braucht man werden wohl gewußt haben, weshalb
sich kaum mehr länger zu verbreitern; sie 1974 die "Weiterbestellung des be­
weder über die markigen Sprüche aus währten Fernsehdirektors Zilk" forder­
seiner Vor-ORF·Zeit, mch über sein: eIS1e ten. Wie man auch vielleicht damals
Amtsperiode als Generalintendant, der auf SP·Seite wußte, weshalb Zilk nicht
ihm, der eher einem Mongolen-Khan weiter bestellt wurde.
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Wir haben in dieser Rubrik bisher Schwerpunkt auf das Strafrecht gelegt. Dies vor­
wiegend deshalb, weil es kaum einen gesellschaftlichen Bereich gibt, wo so vorbe­
haltlos und unkritisch Menschen entrechtet und zerstört werden, oft nur auf Grund
massiver Vorurteile, die ein Urteil im rechtstheoretischen Sinne sehr oft verhin­
dern. Der Fall Leeb, der jii1gst durch die Presse ging, ist ein beschämender Beleg
dafür.

Jedoch können auch zivilrechtliche Entscheidungen recht dramatisch ins Alltagsle­
ben eingreifen und bei den Betroffenen Konsequenzen hervorrufen, die in ihren
Auswirkungen einem Freiheitsentzug durchaus nahekommen - schließlich sind
auch schwerwiegende finanzielle Eingriffe Einengungen der persönlichen Freiheit.
Dies wird oft und leichtfertig genug von östetreichischen Gerichten verursacht; wie
im folgenden Beispiel.

bezahlen aus diesem Grund einen Mo­
natszins nicht; dies entspricht in etwa
dem Wert ihrer Forderung gegenüber
der Hausverwaltung, die auf Grund of­
fensichtlicher Organisationsmängel fur
die Wiederinstandsetzung des Badezim­
mers nahezu ein Jahr benötigt, obwohl
die Handwerker vor Gericht angeben,
daß für die Arbeiten selbst maximal 3
Wochen erforderlich gewesen seien.

Vom UrgIOCk, Recht ZU mben

Die Hausverwaltung schießt scharf
- Rechtsanwendung, konkret

Nach Abschluß der Wiederinstandset­
zungsarbeiten schießt die Hausverwal­
tung scharf: Sie fordert mittels Mahn­
klage nicht nur die Gesamtrniete laut
Mietvertrag (obwohl das vertraglich ver­
einbarte Badezimmer unbenützbar war),
sondern auch Verzugszinsen und die
entsprechenden Gerichts- und Anwalts­
kosten. Um die Moral des die Hausver­
waltung vertretenden Anwaltes muß es
wohl ähnlich. bestellt sein wie um die
Moral der Hausverwaltung selbst. Um
Kosten zu schinden, klagt der Anwalt
nämlich die Zinsen getrennt von der
Mietzinsforderung ein; das sichert dop­
peltes Honorar.

Und natürlich spielt die Hausverwaltung
noch ihre stärkste Waffe aus: Die Räu­
mungsklage. Diese Räumungsklage wird
von der Hausverwaltung selbstredend
erst nach Abschluß der Wiederinstand­
setzungsarbeiten für das Badezimmer
eingeleitet - um der Optik willen.
Verständlicherweise will die Familie
Schindler zunächst das Verfahren über
die Berechtigung der Mietzinsforderung
der Hausverwaltung entschieden sehen.
Denn wenn das Gericht in diesem Falle
anerkennt, daß die Gegenforderungen
der Mieter wegen der Wertminderung
der Wohnung zu Recht bestünden, so
ist der Kündigungsgrund der säumigen
Zahlung nicht gegeben und die Räu­
mungsklage abzuweisen. Und genau in
diesem Verfahren passiert Absonder­
liches.

Vom Unglück, Recht zu haben

Wie in solchen Fällen üblich, bestellt das
Gericht einen Sachverständigen, der
über die tatsächliche Wertminderung der
Wohnung befmden soll: Herrn Kommer­
zialrat Hans Biletti, gerichtlich beeide­
ter Sachverständiger für das Realitäten­
wesen, im Nebenberuf Gebäudeverwal­
ter.

Mietvertrag vereinbart, daß sich der
Mietzins jeweils parallel zur Inflation er­
höhe. Bei einer durchschnittlich mit 7 %
angenommenen jährlichen Inflationsrate
erschien dem Ehepaar Schindler der
Verzicht auf diese Mietzinserhöhung ein
angemessenes Äquivalent für die Wert­
minderung der Wohnung zu sein. Das
später beim Prozeß eingeholte Gutach­
ten wird den Mietern sogar 10 %Wert­
minderung zuerkennen.

Mangels einer Einigung mit der Hausver­
waltung greifen die Mieter zur Selbst­
hilfe: Das ABGB (Allgemeines Bürger­
liches Gesetzbuch) sieht im § 1105 aus­
drücklich das Recht vor, Gegenforde­
rungen einzubehalten. Die Schindlers

Alles hatte zunächst völlig harmlos be­
gonnen. Das Ehepaar Schindler* hatte
Ende April 1975 eine Altbauwohnung
gemietet, die 2 1/2 Zimmer nebst Bad
und WC umfaßte. Ende Juli 1976 be­
klagte die Partei, die unter dem Ehepaar
wohnte, daß - offensichtlich auf Grund
von Substanzmängeln am Boden im Ba­
dezimmer der Schindlers - Feuchtigkeit
auf die Decke der darunter wohnenden
Mieter durchtropfe.

Eine von der Behörde angeordnete Be­
gehung ergab, daß das Badezimmer den
gesetzlichen Bestimmungen entspre­
chend wiederherzustellen sei. Seit dem
Zeitpunkt der Begehung war mithin das
Badezimmer für die Mieter nicht mehr
nutzbar.

Da aus dem Mietvertrag zweifelsfrei
hervorging, daß der Hauseigentümer für
den tadellosen Zustand der Wohnung
Sorge zu tragen habe, konnten die
Schindlers nun zweierlei erwarten: Zum
ersten, daß die Hausverwaltung bemiilit
sein mußte, die notwendigen Reparatur­
arbeiten so schnell wie möglich durch­
fUhren zu lassen und zum zweiten, daß
sie auf Grund der Wertminderung, die
sich aus der Unbenützbarkeit des Bades
ergab, einen geringeren Zins zu zahlen
hätten.

Chancengleichheit vor dem Gesetz
- Theorie und Praxis

Familie Schindler ist zunächst ver­
gleichsbereit. Sie schlägt der Hausver­
waltung vor, für die Dauer der Unbe­
nützbarkeit des Bades die Indexklausel
außer Kraft zu setzen. Bei frei vereinbar- 1/
ten Mietzinsen wird im Regelfall im Honort~ Daumler: .Les Gens de Justice'
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In einem 10 Seiten starken Gutachten
stellt der Sachverständige, der schon al­
lein aus seinem Beruf als Gebäudever­
walter sicherlich auch für die Probleme
seiner Kollegen Verständnis hat, fest,
daß in Ermangelung eines benutzba­
ren Badezimmers 10 %Mietabschlag ge­
rechtfertigt wäre; ein Betrag mithin,
der die einmalig zurückbehaltene Miete
durchaus als maßvoll erscheinen läßt.
Dies umso mehr, als die Aussagen der
Handwerker vor Gericht eindeutig er­
geben, daß die Dauer der Reparaturar­
beiten (immerhin ein stolzes. Jahr!) ins­
besondere durch späte Auftragserteilung
durch die Hausverwaltung erklärbar
wird.

Der Argumentation des Gutachters und
den Zeugenaussagen der Professionisten
kann sich das Gericht letztendlich nicht
versagen: Das Bezirksgericht Wien Inne­
re Stadt (LGR. Dr. Klein als Einzelrich­
ter) gibt der beklagten Familie Schind­
ler im wesentlichen recht - und verur­
teilt sie dennoch: Zur Bezahlung der
Kosten des Verfahrens.

Das bedeutet im Klartext folgendes: Ob­
wohl die Schindlers Recht gehabt hat1en,
Wertminderung einzuwenden und einen
dementsprechenden Betrag vom Miet­
zins einzubehalten, obwohl sie durchaus
maßvolle Vergleichsvorschläge unter­
breitet hatten, obwohl sie also im wesent­
lichen rechtlich korrekt gehandelt hat­
ten, wurden sie von Herrn LGR. Dr.
Klein zumindest de facto verurteilt:
Blieben sie auch von Nachzahlungen an
die Hausverwaltung verschont, so muß­
ten sie dennoch die Verfahrenskosten ­
das heißt: den eigenen und den gegne­
rischen Anwalt, die eigentlichen Prozeß­
gebühren und das Sachverständigengut­
achten - bezahlen.

Die Hausverwaltung selbst hat von dem
Prozeß keinen Nutzen ziehen können:
Ihre Forderung wurde abgewiesen.

Es gibt im Juristenbereich die fama,
daß österreichische Gerichte nur ungern
Prozesse mit Urteilen beenden. Sie
drängen - folgt man diesem Gerücht ­
im allgemeinen auf einen Vergleich, um
das eigene Risiko zu mindern: Das Ri­
siko nämlich - gering genug -, daß
die nächsthöhere Instanz auf Grund ei­
ner Berufung das Urteil der Erstinstanz
wegen Mangelhaftigkeit aufhebt und da­
mit die Karriereaussichten des jeweili­
gen Richters geringfugig verschlechtert.

Dieses Gerücht wird durch solche Urtei­
le zweifellos Nahrung erhalten.**

Ronny Pohoryles •

• Name von der Redaktion geändert. Rich-
tiger Name der Redaktion bekannt. .

** Offensiv links betont mit der von der Judi­
katur zum Presserecht geforderten Ein­
deutigkeit, daß es in keiner Weise am ge­
schilderten Verfahren Beteiligte einer
unehrenhaften Handlungsweise bezichtigt.

Leictt
riskant

Schreibe deiner Zeitung", wenn du was
~u kritisieren hast, lautet ein klassischer
Leitsatz bürgerlicher Demokratievorstel­
lung. Die Leserbriefseite als öffentliches
Diskussionsforum erweist sich in der
Praxis meist als Ventil fiir aufgestaute
Ärgernisse; der literarisch geäußerte Uno
mut bleibt folgenlos - wenn er über­
haupt gedruckt wird und nicht, wie so
oft, mit bedauernden Worten als "fiir
den Druck ungeeignet" an den Absen­
der retourniert wird.

Aber sogar das ist offensichtlich man­
chen zuviel an Freiheit. Wie sonst ist zu
erklären, daß in letzter Zeit vermehrt
Politiker gegen Leserbriefautoren ge­
richtlich vorgegangen sind? FPÖ-Peter
klagte einen solchen, der anläßlich der
geschmacklosen Ordensverleihung für
Verdienste um die Republik an den
SSler gemeint hatte, das wäre besser un­
terblieben, denn das ,,Mitglied einer
Woche für Woche mit Mord befaßten
Brigade" (profil 30/78) sei eine "Schan­
de für ÖSterreich".

Ein Grazer Installateur übte in einem
Leserbrief heftige Kritik am Bundes­
heer. Verteidigungsminister Rösch fiihl­
te sich verunglimpft und klagte. Der Ge­
werbetreibende war zum ersten Mal in
seinem Leben zu Gericht vorgeladen,
kam rechtzeitig, verirrte sich aber im
Gerichtsgebäude und wartete im. fal­
schen Saal auf "einen" Prozeß. über
seinen Irrtum aufgeklärt, eilt er in den
richtigen Verhandlungssaal und erlebt,
wie der Richter wegen Nichtanwesen­
heit des Beschuldigten vertagt. Trotz der
Erklärung für seine Verspätung nimmt
der Richter den Prozeß nicht wieder
auf. Effekt: Sollte der Beklagte den
Prozeß verlieren, sind die Prozeßkosten
doppelt so hoch...

Kritik am Bundesheer wird übrigens be­
sonders scharf verfolgt. Vor kurzem
wurde in Salzburg der Verantwortliche
für ein antimilitaristisches Flugblatt ­
wegen "Verächtlichmachung des Bun­
desheeres" - verurteilt. Die Anklagen
sind meist nicht sehr präzis zu fassende
Punkte, wie Schmähung, Verunglimp­
fung, etc. SS-Peter klagte nicht wegen
Verleumdung (hier wäre der Wahrheits­
beweis, Peter sei wirklich eine Schande
für Österreich, zulässig!), sondern wegen
Schmähung. Bei solchen Anklagen hängt
es vom Richter ab, ob er den Tatbestand
der Schmähung oder der Verächtlich­
machung (wie im Falle des BH-Prozes­
ses) erfullt sieht oder nicht. Bei der
staatstragenden Gesinnung unserer Rich­
ter besteht dann über den Prozeßaus­
gang wenig Zweifel. ..

Hinter ihrer Immunität verschanzte Poli­
tiker versuchen also auf diesem Wege,
Kritiker mundtot zu machen. Und nicht
nur das: die Praxis der Verurteilung zu
mehr oder minder hohen Geldstrafen ist
auch geeignet, die Existenz der Betrof­
fenen zu gefahrden. Das ist praktische,
poli tische Bildung: Schweigen ist be sser.

P.L. •
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alltägliche
geschichten

versprochenen Gelder erhalten und dies trennung von Bargeld und Barscheck
mit beträchtlichen Verspätungen. Das und einige fehlende Adressen auf Hono­
Kontrollamt überprüfte aber schnell rarnoten. Keiner soll sagen, das Kon­
und gründlich. Lange bevor sein offi- trollamt sei nicht erfolgreich im Auf­
zieller Bericht da war, sickerten Infor- decken von Mißständen!
mationen über "unvorstellbare Mißstän- c) Jetzt wird's ganz lustig: Das Kontroll­
de" in die Zeitungen - wie wohl? Da amt entdeckte vor einiger Zeit in den
wurden, gestützt auf angebliche Kon- Büchern eines Wiener Theaters eine
trollamtsermittlungen, ungeheure Ver- Unregelmäßigkeit in der Höhe von
dächtigungen ausgesprochen - von öS 0,80 = achtzig Groschen. Darüber
leichtsinniger, nicht widmungsgemäßer wurde ein halbseitiger Bericht an den
Verwendung bis hin zu persönlicher Be- Gemeinderat verfaßt, der dann in einer
reicherung. Das Kontrollamt stellte Sitzung, gemeinsam mit einer ebenfalls
zwar einige Formfehler, bedingt durch halbseitigen Gegendarstellung verlesen
mangelnde Erfahrung, in den Abrech- wurde. Irgendwie ist mein Lachen
nungen fest, konnte jedoch in der Sache nicht recht froh!

Es freut uns

Verteidigungsminister Otto Rösch hat
der Öffentlichkeit mitgeteilt, daß der­
zeit und in den nächsten zwei Jahren
keine Abfangjäger für das österreichi­
sche Bundesheer gekauft werden. (siehe
dazu OL Nr. 45) Begründung: das da­
zugehörige Leitsystem mit dem schö­
nen Namen "Goldhaube" ist noch nicht
installiert und außerdem haben wir zu­
wenig Geld, bzw. wird das vorhandene
Geld vorrangig zur Modernisierung der
Kasernen verwendet. Hat nun die Ver­
nunft gesiegt oder sind wir ganz einfach
zu stier? Sei's drum - es freut uns!
Trotzdem werde ich auch 1980 und da­
nach einen Ministerrat, der statt bei­
spielsweise 12.000 Wohnungen zu bau­
en, 24 Düsenjäger kauft, gemeingefähr­
lich und geisteskrank nennen.

Wiener Kontrollamt

- uns ist nichts zu groß und erst recht
nichts zu klein -

Das Wiener Kontrollamt hat die Auf­
gabe, die fmanzielle Gebahrung der Ge­
meindeverwaltung, aller Gemeindebe­
triebe und aller Subventionsempfänger
der Stadt Wien zu überprüfen und die
Ergebnisse via Gemeinderat der Öffent­
lichkeit kundzutun. Wie erfolgreich ist
nun dieses Amt? Dazu fällt mir ein:
Bauring - einige hundert Millionen,
angeblich im arabischen Sand verlau­
fen. Ich glaube, eher in einigen öster­
reichischen Taschen, ganz klar wurde
es nicht. Steigerung der geplanten Ko­
sten fur das Allgemeine Krankenhaus
um ein Vielfaches - das Kontrollamt
konnte nichts Schlechtes dabei fmden.
GESIBA - da sind sie noch fleißig am
Suchen. Es gibt also einige Riesenbrok-

ken, die offensichtlich stinken. Ich
würde sagen: ein Blinder kann sie mit
dem Stock greifen, nur das Kontroll­
amt ist da nicht so erfolgreich bzw. die
Öffentlichkeit erfährt davon nichts.

Die fleißigen Herren vom Kontrollamt
haben natürlich auch durchschlagende
Erfolge. Drei davon will ich kurz erwäh­
nen. Alle drei betreffen Subventions­
empfänger, zwei davon kann ich nicht
namentlich nennen; im Gegensatz zu
den großen Baumanagern, fürchten sich
nämlich kleine Subventionsabhängige
vor dem Kontroliamt - sie werden
schon wissen warum.

a) Die ARENA im Inlandschlachthof
hat bisher nur einen kleinen Teil der

keine Verfehlungen entdecken. Dies ist
allerdings nicht bis in die Zeitungen
durchgesickert.

b) Ein neueröffnetes Kulturzentrum hat
vier Monate auf die beschlossene Sub­
vention gewartet und in dieser Zeit den
Betrieb mit Krediten und Privatgeld der
Mitarbeiter über die Runden gebracht.
Dann kam ein bescheidener Teilbetrag
von der Stadtkasse und einige Tage dar­
auf unangemeldet das Kontrollamt. Das
Kassabuch und alle Belege wurden mit­
genommen und vier Tage lang geprüft.
Gefunden wurden: einmal ein Minus­
saldo - der Kassier hat aus privater
Tasche gezahlt und den Betrag nicht
als Darlehen eingehen lassen, eine Nicht-
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Erimern,
um zu
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Wie hier und jetzt Machtpositionen der
Arbeiterbewegung gegen kapitalistische
Produktionsentscheidungen einsetzen?
Hier ist die Geschichte bemerkenswert
arm an geglückten Projekten sozialisti­
scher Wirtschaftsreform. Dies ist sicher
zum einen auf den Einfluß antireformi­
stischer, verkürzt marxistischer (oder
marxistisch verkürzter?) Revolutions­
konzepte zurückzuführen; zum anderen
freilich auf den Widerstand der Bourge­
oisie, die Beispielswirkung und soziale
Dynamik nicht oder nicht vorwiegend
kapitalistisch organisierter Wirtschafts­
bereiche nur zu gut einzuschätzen weiß.
Auch heute steht der Kampf gegen wirt·
schaftliche und soziale Errungenschaf- ~

Bekanntlich ist zentraler Ausgangsf'unkt
linker Kritik am Kapitalismus, daß in
ihm vorwiegend für den Markt nach
de m Profitabilitlltsp rinz ip produz iert
wird, also zum Zweck der Kapitalver­
wertung. Daraus ergibt sich eine nicht
an den Bedürfnissen der Menschen
orientierte Produktion und eine in Klas­
sen gespaltene, unsolidarische Gesell­
schaft. Danach setzt der Kampf gegen
den Kapitalismus immer auch die
Überzeugung voraus, daß als Grund­
lage einer anderen Gesellschaft eine
andere Logik der Produktion möglich
sei. Diese Überzeugung aber - so lehrt
die Erfahrung - entstand nie aus politi­
schen Reden, Büchern und Analysen
(höchstens bei Intellektuellen), sondern
mußte stets aus dem Kampf um Reform­
en, um unmittelbare Verbesserungen
der Lebensbedingungen gewonnen werden.
Das Fehlen von konkreten ökonomischen
Reformstrategien hat sich immer kata­
strophal für die Arbeiterbewegung aus­
gewirkt.

Herbert Brunner •

Einkommensteuersenkung

pro Autobus-Kilometer als ein staat­
liches Unternehmen. Offensichtlich
funktionieren die Interessenvertretun­
gen der Unternehmer besonders gut. Da­
für gab's in den letzten Wochen auch
noch ein weiteres Beispiel:

Diese Maßnahmen würden im Durch­
schnitt pro Arbeit,,nehmer" monatlich
100 Schilling Steuerersparnis bringen,
für Alleinverdiener etwa 160 Schilling.
Diese Summen waren in allen Zeitungen
zu lesen. Der ÖGB ist schon fast zufrie­
den, er hätte nur gerne, daß sich diese
monatlichen Ersparnisse noch um rund
33 Schilling erhöhen.

Für Unternehmer: Der Gewerbesteuer­
freibetrag wird von 40.000 Schilling
auf 60.000 Schilling erhöht, das sind
50 %. Wieviel das monatlich an Steuer­
ersparnis ausmacht, hat niemand ausge­
rechnet, zumindest hat es in keiner Zei­
tung gestanden. Dem Kurier war nur in
einem Nebensatz zu entnehmen, daß
Bundeswirtschaftskammer - General ­
sekretär Mussil sich zufrieden äußerte.
Na also, ich sag's ja, von den Unter­
nehmern kann man so manches lernen.

Gute Geschäfte!

Ja, und falls wer wissen will, wie man zu
einer Kultursubvention der Stadt Wien
kommt, haben wir auch eine Antwort.
Das ist ganz einfach: Kulturstadtrat
Frau Vizebürgermeister Fröhlich-Sand­
ner plaudert darüber im Kurier vom
21.9.: ,,Da wird zuerst ein Antrag ge­
stellt. Der läuft dann durch die Buch-
haltung und kommt zu mir. Von mir aus
geht er dann in die Finanzgruppe, wird
dort bestätigt, Unterschrift vom Fi­
nanzstadtrat, kommt zurück - und geht
in den Kulturausschuß. Vom Kultur- Um die sogenannte Lohnsteuerreform
ausschuß geht er in den Finanzausschuß, wird seit mehr als einem Jahr gefeilscht;
vom Finanzausschuß kommt er dann man kann auch verhandelt sagen, aber
in den Stadtsenat und dann in den Ge- was den öGB betrifft, sicher nicht ge­
meinderat." kämpft. Mitte September gab es zwar
Da sage noch einmal jemand es gebe noch keinen Beschluß, aber das meiste
kein Kabarett mehr! ' war schon ziemlich klar. Dazu. muß

noch gesagt werden, daß zwar muner
von einer Lohnsteuerreform die Rede
ist, tatsächlich handelt es sich um eine

--------------- Einkommenssteuersenkung, bei der je­
desmal die selbständigen Unternehmer
sich mindest so viele Vorteile heraus-
holen wie die Lohn- und Gehaltsbe­
zieher. In der Öffentlichkeit wird im­
mer der Eindruck erweckt, als ob die
"schweren Belastungen" für den Staats­
haushalt aus der Begehrlichkeit der Ar­
beiter und Angestellten resultieren. Viel­
leicht auch deshalb, weil der öGB im­
mer unheimlich viel Wasser um seine
Erfolge macht, auch wenn diese mehr
als bescheiden sind. Anders die Bundes­
wirtschaftskammer, die agiert meist im
Hintergrund, aber dafür um so erfolg­
reicher. So auch diesmal. Wie schauen
also die bisherigen Ergebnisse aus? Für
Arbeiter und Angestellte: der allgemeine
Absetzbetrag wird von 4.400,- SchiHing
auf 4.800,- Schilling erhöht, das sind
8,8%.
Der Alleinverdienerabsetzbetrag von
2.400 auf 3.200 Schilling, das sind
25 %. Der Arbeitnehmerabsetzbetrag
von 2.200 auf 2.800 Schilling, das sind
27,2%.

Post: 30 Mil!. Schilling für 2,5 Mil!. km
=12,-S pro km
ÖBB: 15 Mill. Schilling für 1,2 Mill. km
=12,-S pro km
Private: 460 Mill. Schilling für 25 Mill.
km = 18,4 S pro km

Niemand soll sagen, daß die Gemein­
de ein schlechter Zahler sei. Es kommt
nur darauf an, wer bezahlt wird, für Pri­
vatunternehmer lohnt es sich, mit der
Gemeinde Geschäfte zu machen; dafür
ein Beispiel:

Das Werbemagazin der Wr. Stadtwerke
,,24 Stunden" lobt in seiner Septem­
berausgabe sich selbst und die Tarif­
gemeinschaft der Verkehrsbetriebe mit
Post, ÖBB und einer Reihe von priva­
ten Autobusunternehmen. An und für
sich ist dies eine ausgezeichnete Ein­
richtung - man kann mit einem Stra­
ßenbahnfahrschein auch andere inner­
städtische Buslinien benützen. In dem
Artikel wird beklagt, daß diese Tatsache
zu wenig bekannt ist bzw. zu wenig aus­
genützt wird. Gut, wir wollen gerne dar­
auf aufmerksam machen, daß seit vie­
len Jahren alle Autobuslinien, die hinter
ihrer Nummer ein großes ,,B" stehen ha­
ben, mit einem Normalfahrschein der
Verkehrsbetriebe benützt werden kön­
nen. Nun aber zu der anfangs aufgestell­
ten Behauptung: In dem Artikel wird
auch berichtet, welche Entschädigungen
die Stadtwerke an ihre Vertragspartner
seit 1967 ausgezahlt hat und wieviele
Kilometer diese dafür gefahren sind; das
schaut so aus:

Dabei muß berücksichtigt werden, daß
diese Beträge seit 1967 (bei der ÖBB
erst seit 1970) zusammengerechnet wer­
den, also Durchschnittswerte darstellen,
daß heute wesentlich höhere Kilometer­
Gelder gezahlt werden. Jedenfalls be­
kommt ein Privater um 50 Prozent mehr
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Da es keine Kreditfinanzierung über den
Kapitalmarkt gab, war nun eine Abkehr
vom Rendite- und Amortisationszwang
möglich. Mieten brauchten nicht bezahlt
zu werden, nur ein Erhaltungsfond wur­
de von den Bewohnern fm anziert , des­
sen Beiträge etwa ein Zehntel der frühe­
ren Mieten und selten mehr als 3 % des
Lohnes ausmachten - kein Wunder, es
mußte nun keine parasitäre Eigentümer­
schicht mehr erhalten werden.

Einerseits der radikale Eingriff in kapi­
talistische Entscheidungsverhältnisse,
die gänzliche Aufuebung des privaten
Wohnungsmarktes, andererseits die Ver­
änderung der sozialen Beziehungen, des
Alltagslebens, der Konstitution von
Klasscnbewußtsein, hier liegen die wich­
tigen Erfahrungen des "Roten Wien".
Für die Sozialisten von damals ging es
um mehr als ein Reformwerk für eine
Großstadt. Für sie war es ein Exempel,

ten der Arbeiterbewegung unvermindert
auf der Tagesordnung bürgerlicher Par­
teien.

Angesichts dieser überlegungen ist der
relativ geringe Stellenwert verwunder­
lich, den das kommunale Aufbauwerk
des Roten Wien der Zwischenkriegszeit
innerhalb der linken Diskussion ein­
nimmt. Immerhin handelt es sich um
das wahrscheinlich wichtigste gelungene
Beispiel des Reformsozialismus, gelun­
gen nicht nur, was die ökonomischen
und sozialen Dimensionen anbelangt,
sondern auch die Unterstützung und Po­
pularität, die es in der Arbeiterschaft
hatte. Worin liegt die Bedeutung, was
sind die Besonderheiten des Wiener
Beispiels?

Kriegsbedingter Mietenstopp und die
Inflation nach Kriegsende hatten die
Einkommen aus Grund- und Hausbe­
sitz zunichte gemacht, der private Woh­
nungsbau hörte schlagartig auf. Anstatt
nun, wie dies in anderen Großstädten
geschah, zu ,Jiberalisieren" und wieder
,,normale" Marktverhältnisse einzurich­
ten, entschied sich die Wiener Sozial­
demokratie für das Gegenteil. Der ge­
samte Wohnungsbau wurde in kommu­
nale Hand übernommen.

Zur Finanzierung der enormen Ausga­
ben wurde ein System stark progressiv
wirkender Steuern, vor allem die ei­
gens dafür eingerichtete Wohnbausteuer ,
geschaffen, was einen sozialen Umver­
teilungsprozeß einmaligen Ausmaßes in
Gang setzte. Die Wohlhabenden erbrach­
ten den größten Teil deI Wohnbausteuer
(von 18 % der Wohnungen 78 % der
Einnahmen). Aber selbst die höchst be­
steuerten Wohnungen kosteten nur 37 %
der Vorkriegsmiete, (die kleinen aller­
dings nur 2 %). Trotzdem sprach das
Bürgertum von "Steuersadismus" und
"Wohnbaubolschewismus".

das es zu verallgemeinern galt (siehe
Dokumentation) .

Die Ausstellung ,,55 Jahre kommunaler
Wohnbau" im Wiener Rathaus ist vom
Gegenstand her äußerst sehenswert.
Auch vermittelt sie einen Eindruck vom
Umfang der Projekte und von der archi­
tektonischen Vielfalt in der Baugestal­
tung. Die Gesamtkonzeption ist für den
politisch interessierten Besucher eine
Enttäuschung, und es ist zu bezweifeln,
ob ein nicht vorinformierter Besucher

.. viel Interesse an ihr gewinnen kann. Fast
Auch die ~onzeptIon der ~auten selbst völlig ausgeblendet bleiben die wesent-
k~:>nnte. fre~ von profitbe.shmmten. Effi- lichen politischen Hintergründe, die un­
zlenzkntenen nach soz~alen Geslcht.s- geheuren sozialen Kämpfe um die kom­
punkten er~olgen: E?dlich wurde dI.e munalen Errungenschaften. Das Bild­
Bebauungsdichte von uber 85 %auf welt material beschränkt sich auf die bloße
unter 40 %gesenkt. Es entstanden große architektonische Form: keine Bilder von
begrünte ~~en~öfe .- ein Privatu~ter- Wahl- oder Streikversammlungen, von
nehmer hatte S!-e fur. Gewer~ebetnebe Eröffnungs- oder Maifeiern, vom Leben
verw~ndet -, em~ VIelfalt. n~cht kom- der Vorfeldorganisationen in den Höfen,
merZleller Gemelllschaftsemnchtungen von Parteilokalen oder KONSUM Lä­
~.e Kindergärten, Sch~len, Wä~c~ereien, den. Auch fehlen Plakate oder Flugb lät­
Bader, Sp~rt- und BII?ungselllnchtun- ter der zugespitzten politischen Ausein­
gen, Verelllsiokale, Einkaufsgenossen- andersetzungen um die ,,Roten Festun­
s~haften. Innerhalb von .10 Jahre~ er- gen", wie diese Wohlfahrtsstätten de­
hIelten. etwa 10 % d~r Wlener ~evo~e- nunziatorisch genannt wurden.
rung mcht nur - meIst erstmalig - ellle
eigene Wohnung, sondern damit auch Es wird der völlig verfehlte Eindruck
die Teilhabe an solidarischen Lebens- einer bruchlosen historischen Kontinui­
formen eines umfassenden sozialisti- tät von frühsozialistischen Experimen­
schen Gegenmilieus, Modell im Loka- ten über Hofformen im Wien des 19.
len des sozialistischen Aufbaus. Jahrhunderts über gänzlich anders gela-

gerte Versuche im Ausland bis zu den
Wiener Bauten vor und auch gleich nach
der Ära des Faschismus erweckt. Das
Besondere in den ökonomischen und so­
zialen Veränderungen geht dabei verlo­
ren. Nirgends sonst wurde der private
Wohnungsmarkt entscheidend aufgebro­
chen, wurde die Hofidee als Projekt ur­
banen Lebens herrschende Bauform.
Bezeichnend, wie man sich um das Wort
"sozialistisch" oder ,,kapitalistisch"
herumdrückt, wenn sich auch im Aus­
stellungskatalog einige gute theoretische
Beiträge - wie der von Kainrath - fin-
den.
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A
Gänzlich unglaubwürdig fällt der Ver­
such aus, den Glanz vergangener Zeiten
auf den kommunalen Wohnbau der
Nachkriegszeit scheinen zu lassen. Ihn
mittels Detailansichten darzustellen,
hübsch zwischen Bäumen hindurch foto­
grafiert, und einige neue, sicher be­
grüßenswerte Alternativprojekte hervor­
zuheben' das kann über die tausendfach
Beton gewordene Unterdrückung von
Lebensbedürfnissen nicht hinwegtäu­
schen.

Da setzt auch die heuchlerische Kritik
bürgerlicher Schreiberlinge an, die sonst
zwar alles von Mieterschutz bis Austro­
marxismus zu verteufeln wissen, hier
aber plötzlich die Leistungen des Roten
Wien für die Wahltaktik der heutigen
SPÖ mißbraucht sehen. Leider hat man
ihnen Gelegenheit gegeben, mit letzte­
rem nicht so unrecht zu haben.

G.G.•



Wdhlen
1978

Wir wollen WaWen weder überbewer­
ten, noch ihre Bedeutung unterschätzen.
Sie sind politisches Barometer - insbe­
sondere in gesellschaftlichen Situatio­
nen, die von stagnierenden Klassenaus­
einandersetzungen gekennzeichnet und
vom sozialen Frieden "beherrscht"
sind.

Sieht man einmal vom wichtigen Termin
am 5. November ab, waren die Land­
tags- und GemeinderatswaWen am 8.
Oktober dieses Jahres die wichtigsten
und aufscWußreichsten vor den ent­
scheidenen NationalratswaWen 1979.
Für uns war das auffallendste Merkmal
mehr denn je die feWende linke Alter­
native. In einer Situation, in der die
SPÖ innerhalb ihrer eigenen Stamm­
wählerschichten auf zunehmende Kri­
tik stößt und von den (linken und li­
beralen) WechselwäWern scharenweis'
verlassen wird, stagniert die einzige lin­
ke Alternativpartei, die KPÖ, in ihrer
zweitwichtigsten Hochburg in der
Steiermark und erlebt in Wien, wo die
SPÖ büschelweis' Haare lassen mußte,
den Verlust eines Drittels ihres WäWer­
anhangs! (Ein interessanter Nebenas­
pekt: in drei von vier WaWkreisen in
der Steiermark hat die KPÖ gering­
fügige Stimmengewinne erzielen kön­
nen, die ausgerechnet im vierten und
wichtigsten Wahlkreis durch Verluste
wieder "ausgeglichen" werden. In
Leoben - Donawitz! - in Knittelfeld,
Judenburg gingen Stimmen verloren, die
zu den treuesten der KPÖ gehörten.)

In Wien kann man für die KPÖ wahr­
lich von einer Katastrophe sprechen.
Sollte sie daraus noch immer keine leh­
ren für ihre derzeitige Politik ziehen
(was wahrscheinlich ist), könnte sie
innerhalb weniger Jahre von ihrem ein­
zigen ,)inken" listenkonkurrenten bei
den Wiener Wahlen, dem KBÖ, nur
durch die harte oder weiche Betonung
des mittleren Mitlautes eventuell zu un­
terscheiden sein. (Dessen knapp 200
Stimmen sind nicht einmal blamabel,
bloß peinlich wie ihre allgemeine Poli­
tik.)

Eine gewisse Gerechtigkeit der WäWer
muß auch gegenüber den drei etablier­
ten Parteien SPÖ, ÖVP und FPö kon­
statiert werden. In der Steiermark hat
die ÖVP die problematische Seite ihrer
Anbiederungspolitik an die mehr brau­
nen als blauen Freiheitlichen in Form
von Verlusten an letztere zur Kenntnis
nehmen müssen. Dafür hat Busek nicht
ausscWießlich auf Kosten der SPÖ in
Wien "abgeräumt", sondern die hier
(von der ÖVP) weniger geliebte FPö
gleich um zwei durch die neue WaWord­
nung fast sicher scheinende Mandate
ärmer gemacht, was die ernsthafte
Schlappe der SPÖ aus linker Sicht wie­
der erträglicher macht.

Apropos diese ScWappe: sie wurde
der SPÖ von vorwiegend jungen unzu­
friedenen Wählern, sicher auch eigenen
Genossinen und Genossen auf recht ele­
gante Weise zugeftigt. Man stimmte

,,grün" - mit den Füßen und ging lIll

Wienerwald spazieren. Die nicht nur är­
gerliche, sondern auch politisch gefähr­
liche Blamage um die Bestellung des
provisorischen ORF-Generalintendanten
war nur der ScWußpunkt einer Politik
des Dahinwurschteins, des innerpartei­
lichen Gezänks und der allgemeinen
Verunsicherung der Basis. Es waren
nicht nur die von bürgerlicher Seite ge­
lesenen Leviten, die von vielen SPÖ­
WäWern ernst genommen wurden: das
hätte woW noch stärker für die ÖVP
zu Buche gescWagen. Neben einem früh­
zeitigen Anti-AKW-Effekt dürfte aber
ganz einfach eine Kommunalpolitik, die
sich primär von den Interessen der
Klein- und Großunternehmer leiten
läßt, den Unmut geschürt und zu einer
massiven WaWenthaltung in Wien ani­
miert haben. (Es handelt sich dabei
immerhin noch um eine ,)oyale" Form
des WaW-Denkzettels.)

ScWirnm wäre es allerdings, wenn es
sich bei diesem Phänomen gar nicht
um einen einmaligen Protestakt eines
beträchtlichen Teils des SPÖ-Wähler­
potentials, sondern einfach um einen
Ausdruck der allgemeinen Entpoliti­
sierung handeln würde.

Z.P. •
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Die Gemei'lde Wien II'hebt sowohl nach dem Ersten Weltkrieg, als auch nach dem Zweiten Weltkrieg den Ansprucb nicht einfach
Stadtverwaltung. sondern Vorkämpferin sozialer Bestrebungen im Dienste der arbeitenden Bevölkerung der Stadt zu sein.
Eines sei vorweggenommen: Die Wohnungspolitik der Gemeinde Wien trug wesentlich zur Verbesserung der Wohnungssituation
der wirtschaftlich schwachen Schichten bei. Sie bewegte sich aber immer im Rahmen der gegebenen Gesellschaftsordnung.
Wenn die Verfügungsgewalt und die Möglichkeiten bestimmter Teile des Kapitals durch staatliche und kommunale Eingriffe
beschränkt wurden, und ohne diese Eingriffe ist eine Sozialplanung jeglicher Art in der Wohnungsfrage unmöglich, verstieß sie
damit nicht gegen das kapitalistische Gesamtinteresse. Im Gegenteil. die Durchfiilrung sozialer Reformen in der Reproduk­
tionssphäre und ihre Beschränkung auf diesen Sektor sicherte nach beiden Kriegen die Entfaltung und Akkumulation jener Tei­
le des Kapitals, die für die Rekonstruktion der kapitalistischen Wirtschaft entscheidend sind.

I. Die Wohnbaupolitik der
Gemeinde Wien 1919-1934

Die sozialdemokratische Gemeinde Wien
hatte nach dem Ende des Ersten Welt­
kriegs ein flirchterliches Erbe anzutre­
ten. Die EinwohnerzaW Wiens, der
Haupt- und Residenzstadt des großen
Vielvölkerstaates, war 1860-1910 von
900.000 auf über 2 Millionen angestie­
gen. Der vor diesem Hin tergrund sich
entwickelnde spekulative Wohnbau der
Gründerzeit führte zu einer enormen
Bereicherung des Haus· und Grundbe­
sitzes, bei gleichzeitiger Verschlechte­
rung der Wohnungsqualität und insge­
samt gesehen katastrophalen Wohnungs­
verhältnissen flir die arbeitende Be­
völkerung.
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Zwischen 1860 und 1900 wurden
450.000 Wohnungen errichtet, wobei
sich in diesem Zeitraum der Anteil
der Klein· und Kleinstwohnungen von
einem Drittel auf die Hälfte aller Woh­
nungen erhöhte und in den Arbeiter­
wohnvierteln sogar einen Anteil von fast
85 % aller Wohnungen erreichte (vgl.
U. Werner: Die Entwicklung der Wohn­
situation in Wien, in: Summa 5/72,
Zentralsparkasse der Gemeinde Wien
Wien 1972, S. 3). Klein- und Kleinst:
wohnungen, das sind die berüchtigten,
fmsteren Zimmer-Küche- oder besten­
falls Zimmer-Küche-Kabinett-Wohnun­
gen, oft aber auch nur selbständige
Kabinette oder Zimmer ohne jeden
Nebenraum. Der Standard nach der
amtlichen Zählung aus dem Jahr 1919:

nur 2,29 % aller Wohnungen hatten
ein Vorzimmer, 92 % hatten das Klo­
sett, 95 % die Wasserleitung auf dem
Gang, nur 14 % hatten Gas eingelei­
tet, nur 7 % besaßen elektrisches Licht
(vgl. Die Wohnungspolitik der Gemein-
de Wien, Verlag Gesellschafts- und
Wirtschaftsmuseum in Wien, 1929,
S.12).

So billig, so klein und so scWecht gebaut
wurde, so teuer wurden die Wohnungen,
den WohnungsfeWbestand schamlos aus­
nützend, vermietet. Der Mietwucher
zwang vielfach zur Aufnahme von Uno
termietern und Bettgehern in den ohne­
hin keinerlei gesundheitlichen Ansprü­
chen genügenden Wohnungen. Die Be­
lagsdichte war dementsprechend hoch.



Planung und Struktur

Das "rote Wien"

Wien war nach dem Ersten Weltkrieg
zum Wasserkopf eines nach der damali·
gen Meinung aller politischen Lager
nicht lebensfähigen Kleinstaates gewor­
den. Der Krieg und die Kriegseinwirkun­
gen hatten die Wohnungssituation noch
verschärft - die Bausubstanz hatte sich
verschlechtert, die Bautätigkeit war zum
Erliegen gekommen. Der Abnahme der
Einwohnerzahl stand eine Zunahme der
Haushalte (zunächst der bestimmende
Faktor für den Wohnungsbedarf) gegen­
über.

Das Wohnungsprogramm der Gemeinde
wurde integraler Bestandteil der Rolle,
die dem "roten Wien" nach dem Aus­
scheiden der Sozialdemokratie aus der
Regierung im Jahre 1920 zugedacht
war. "Auf den einfachsten Nenner ge­
bracht lautete diese: das österreichische
Volk wird zukünftig am Beispiel Wiens
ersehen, was der Sozialismus zu leisten
imstande ist; das Wiener Aufbauwerk
wird sich von den Krisen- und Verfalls­
politik der reaktionär-kapitalistischen
Bundesregierung auf das Vorteilhafteste
abheben." (H. Hautmann/R. Kropf: Die
österreichische Arbeiterbewegung vom
Vormärz bis 1945, Schriftenreihe des
Boltzmann-Instituts Nr. 4, Europa Ver­
lag, Wien 1974, S. 146)

Mieterschutz

Der 1917 aus kriegswirtschaftlichen
Notwendigkeiten eingeführte Mieter­
schutz, der den Wohnungsaufwand radi­
kal gesenkt hatte, wurde beibehalten.
Die Interessen der sozialdemokratischen
Gemeinde deckten sich hier durchaus
mit den Interessen des Industriekapitals,
dessen Lohnkosten dadurch gesenkt
wurden. Die Sozialdemokratie argu­
mentierte auch in dieser Richtung: "Bei
der Exportindustrie, von deren Auf·
rechterhaltung das weitere Schicksal
des Landes abhängt, sind Lohnsteige­
rungen auch nur in einem entfernt an­
nähernd so hohen Ausmaß wie dies bei
Aufhebung des Mieterschutzes notwen­
dig werden würde ... nicht unterzubrin­
gen. Die Nahrung, die Kleidung des Ar·
beiters herunterzudrücken ist gleichfalls
unmöglich. Deshalb ist das Fortbestehen
des Mieterschutzes das höchste wirt·
schaftliche Gebot im heutigen Öster­
reich" (Wohnungspolitik, a.a.O., S. 59).

Der Mieterschutz verbesserte einerseits
die Lage der arbeitenden Bevölkerung,
vergrößerte andererseits den Wohnungs­
fehlbestand. Da kein Gewinn mehr aus
der Miete zu ziehen war, wurden die
meisten Häuser dem Verfall preisgege-

ben, die private Bautätigkeit kam zum
Erliegen. Für die Arbeiterfamilien
entfiel die Notwendigkeit unterzuver­
mieten, was gleichfalls den Wohnungs­
bedarf erhöhte. Wohnungspolitik mußte
Wohnungsbaupolitik sein.

Das Wohnbauprogramm und seine
Finanzierung; Wohnungskosten

Zwischen 1919 und 1934 errichtete die
Gemeinde Wien an die 64.000 Wohnun­
gen, die nach einem Punktesystem nach
Dringlichkeit vergeben wurden. Sie ver­
zichtete dabei von Anfang an, obwohl
dies bei Neubauten gesetzlich möglich
gewesen wäre, auf Amortisation und
Verzinsung des aufgewendeten Kapitals.
Die Zinsbildung beschränkte sich auf
Betriebskosten und Instandhaltungsbei­
trag, abgestuft nach Ausstattung und
Lage der Wohnung.

1923 wurde die zweckgebundene Wohn­
bausteuer eingefiihrt und der Wohnbau
großen Umfangs setzte ein. In dieser
Steuer drückt sich der soziale Anspruch
der Gemeinde Wien aus. Sie war so ge­
staffelt, daß der Großteil des Steuerauf­
kommens von den zahlungskräftigen
Schichten bestritten wurde. Ein halbes
Prozent der steuerpflichtigen Objekte,
die wertvollsten Wiener Wohnungen und
Geschäfte, hatten 41 ,6 %der Steuer auf­
zubringen (Wohnbaupolitik, a.a.O.,
S. 68). Zwei Drittel der Baukosten muß­
ten aber trotzdem aus dem sonstigen
Budget abgedeckt werden.

Indem die Gemeinde bei Baustoffbe­
schaffung, Baustofftransport und Bau­
durchführung selbst auf den Plan trat,
gewann sie Einblick in die wirklichen
Produktionskosten und sicherte einen

optimalen Einsatz der vorhandenen Co

Mittel. ~
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Internationale Anerkennung fand der
Wiener Gemeindewohnungsbau, weil er
in den Bauten selbst zum Teil völlig
neue Maßstäbe setzte. Nicht nur die
Qualität der einzelnen Wohnungen
wurde entscheidend angehoben, Im
Charakter der errichteten Superblocks,
in der Struktur der Folgeeinrichtungen
ist das kulturelle Bewußtsein und das
emanzipatorische Anliegen der damali­
gen Sozialdemokratie repräsentiert. Die
besten verfügbaren Architekten wurden
in den Dienst des Volkswohnhausbaus
gestellt.

Licht, Luft, Sonne - erreicht durch den
Verzicht auf Licht- und Hinterhöfe und
auf indirekt belichtete und belüftete
Räume, Ausstattung mit den grundle­
genden sanitären Anlagen, zeichneten
die neuen Wohnungen aus. In der
Grundrißstruktur der diversen Woh­
nungstypen wurden jedoch, ohne daß
diese Frage je problematisiert oder
experimentell neue Wohnformen er­
probt worden wären, die Ideale des Bür­
ger- bzw. Kleinbürgertums nachgeahmt.

Das Besondere, das Einmalige der Su­
perblocks waren die Gemeinschaftsein­
richtungen. Höfe, Freiräume wurden ge­
meinschaftlich nutzbar geplant: Spiel­
flächen für Kinder, Ruheplätze für Er­
wachsene, Plantschbecken USW. Sie wa­
ren, durch die aus der Vorgabepolitik
resultierende homogene Klassenstruktur
der Bewohner erleichtert, Orte des so­
zialen Kontakts, der Kommunikation,
solidarisches Handeln fördernd und
dementsprechend dem Bürgertum ein

~
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g Dorn im Auge. ,,Einer Umsturzgruppe
.~ ist hier die gefahrliehe Möglichkeit ge­
c: geben, sich nicht erst auf der Straße
CIl
E unter den Augen der Polizei sammeln zu
~ müssen, sondern in den meist unbe­
.g wachten Höfen" (1. Schneider, C. Zell:

Der Fall der roten Festung, Manz, Wien
1934, S. 10).

Andere Gemeinschaftseinrichtungen
wurden in eigenen Baulichkeiten in den
Höfen untergebracht oder in den Wohn­
bauten selbst: Aufenthaltsräume fur
Kinder, Kindergärten, Einrichtungen
der medizinischen Betreuung und Sozi­
alfursorge, Zentralwaschküchen usw. So­
ziale und wirtschaftliche Überlegungen
standen Pate. Vor allem sollte die be­
rufstätige Frau entlastet werden.

Konsum und Versorgungseinrichtungen
wurden im notwendigen Ausmaß einge­
plant und mit den in der Umgebung
schon vorhandenen abgestimmt (die Su­
perblocks waren ja keine Trabanten­
siedlungen, sondern wurden in städte­
bauliche Lücken eingefügt).

Eine Reihe von Gemeinschaftseinrich­
tungen waren aber nicht unmittelbar
ökonomisch oder sozial motiviert.
J ugend-, Arbeiterklubs, Bibliotheken,
Vortragssäle waren als Beitrag zur He­
bung des kulturellen und politischen
Bewußtseins der Arbeiter gedacht.

Der austrofaschistische Ständestaat
setzte dem kommunalen Wohnbau ein
Ende. 1934-1938 beschränkte sich die
Bautätigkeit auf Obdachlosenasyle. Der
AnscWuß an HitlerdeutscWand änderte
an dieser Si tuation nichts.

11. Die Wohnbaupolitik der
Gemeinde Wien nach dem
Zweiten Weltkrieg

In Wien war die Lage 1945, nach Been­
digung des Zweiten Weltkriegs alles an­
dere denn rosig. Mehr als 85.000 Woh­
nungen waren durch Kriegseinwirkung
zerstört oder so schwer beschädigt, daß
sie nicht wiederherstellbar waren. Dazu
kam die allgemeine wirtschaftliche Not,
zerstörte Produktionsanlagen und
eine nach dem Zusammenbruch des
tausendjährigen Reiches völlige Desor­
ganisation aller staatlichen und kommu­
nalen Instanzen.

Die Sozialdemokratie übernahm in Wien
wieder die Führungsrolle. Sie nannte
sich jetzt Sozialistische Partei Öster­
reichs, um so die revolutionäre Seite ih­
rer Zielvorstellungen zu betonen. Aber
so wie nach dem Ersten Weltkrieg ver­
hüllte die Phrase nur die tatsächliche
Einordnung der Arbeiterbewegung in
die Rekonstruktion des kapitalistischen
Systems in Österreich.

Der Wohnbau genoß nun wieder Vor­
rang in Wien. Formell knüpfte die Ge-
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meinde an ihre Glanzzeit von 1923 bis
1933 an. Wieder wurde erklärt, daß
die Wohnung keine Ware, sondern ein
soziales Gut sei, daß die Aufrechterhal­
tung des Mieterschutzes und weiterhin
niedrige Mieten im kommunalen Wohn­
bau nicht nur sozial gerechtfertigt,
sondern auch notwendige ökonomische
Maßnahmen darstellten. Die Wirtschaft
sollte durch zu hohe Lohnkosten nicht
in ihrer Entwicklung behindert werden.
Mehr noch: "Wiederaufbau heißt besser­
machen" war die Losung. Wohnungs­
größe und Wohnungsausstattung waren
damit gemeint.

Von Anfang an existierte allerdings eine
Diskrepanz zwischen Anspruch und
Realität und unsere Analyse wird zei­
gen, wie in zunehmendem Maße auch
der politisch-soziale Anspruch verloren­
geht. Die Prosperität der wirtschaft­
lichen Entwicklung nach der Wiederauf­
bauphase wird Argument zum schritt­
weisen Abbau des sozialen Charakters
des Wohnungsbaus.

Die Wohnbauleistung selbst ist auf den
ersten Blick beeindruckend. Jährlich
wurden ca. 5.000 Wohnungen gebaut.
Der zweite Blick stimmt zurückhalten­
der. So wurden etwa zwischen 1945 und
1961 etwa 5.000 Wohnungen weniger
gebaut als 1919 bis 1934. Der kommu­
nale Wohnbau bleibt gegenüber dem
Wohnbau insgesamt besonders in den
letzten Jahren immer mehr zurück. Die
Gemeinde forcierte die Förderung der
Genossenschaften.

,,Die Wohnbauvereinigungen können
durch ihre etwas größere Freiheit bei
der Kalkulation einen wertvollen Bei­
trag zur wünschenswerten Differenzie­
rung der Wohnformen leisten." heißt
es dazu aufscWußreich in einem Artikel
über "Wohnen in Wien" (H. Junker:
Wohnen in Wien, in: Der Aufbau Nr.l
bis 3, 1969, S. 57). Indem die Rolle
der Gemeinde Wien als Bauträger ab­
nimmt, nimmt auch das Prinzip der Be­
dürftigkeit bei der Vergabe der Woh­
nungen ab. Das gilt fur Genossenschafts­
wohnungen, mehr noch, das ist klar,
fur Eigentumswohnungen.

Finanzierung und Mieten/
Wohnungskosten

Es war wie schon erwähnt klar, daß der
Mieterschutz in der Wiederaufbauphase
in vollem Umfang aufrechterhalten
werden mußte. Bis 1958 wurde im
kommunalen Wohnbau die Praxis der
Zwischenkriegszeit beibehalten. Fer­
tiggestellte Wohnungen wurden an
vorgemerkte Wohnungssuchende nach
sozialen Kriterien kostenlos vergeben.
Die Miete war ausschließlich auf Be­
triebs- und Instandhaltungskosten orien-

tiert. 1956 betrug der Wohnungsauf­
wand fur eine Durchschnittswohnung
ca. 6 % des durchschnittlichen monat­
lichen Nettolohnes eines Arbeiters.

Die Wohnbausteuer 1923 jedoch, vom
Bürgertum seinerzeit als "Wohnungs­
bolschewismus" bekämpft, wurde nicht
wieder eingeftihrt. Der Wohnbau wurde
ausschließlich aus allgemeinen Steuer­
mitteln finanziert, ohne daß wie in der
Zwischenkriegszeit die Besitzenden in
besonderer Weise belastet worden
wären. Damit war ein grundlegendes
soziales Moment der Wiener Wohnbau­
politik verloren gegangen. Der 1951
eingeführte Wohnbauförderungsbei­
trag begünstigt im Gegenteil die höhe­
ren Einkommensklassen, weil er auf
den Bemessungsgrundlagen für die So­
zialversicherung beruht, deren Höchst­
grenze die Großverdiener ungeschoren
läßt.

1958 erfolgt auch eine Korrektur der
Mietenpolitik. Baukosten und Miete
wurden nun aufeinander bezogen, und
zwar wurde die Miete mit 2 % der Bau­
kosten pro Jahr (IGstandhaltungskosten
inbegriffen) festgesetzt. Begründet wur­
de diese Maßnahme mit der Verbesse­
rung der Ausstattung der Wohnungen.
Es handelte sich dabei um Verbesserun­
gen, die keinesfalls als Luxus bezeich­
net werden können, sondern einfach um
ein partielles Nachziehen auf einen in
der Entwicklung der Wohnsphäre längst
vorgegebenen Standard. 1960 beträgt
der Wohnungsaufwand für eine Durch­
schnittswohnung von 56 Quadratmeter
ca. 15 % des durchschnittlichen Netto­
lohnes eines Arbeiters, das ist das Zwei­
einhalbfache des Anteils von 1956.

1966 sind die Einkommen der Arbeiter
und Angestellten nach Meinung der
Gemeinde Wien so hoch, daß die Ein­
hebung eines Kostenbeitrags gerechtfer­
tigt wird. 1967 wird der Baukosten­
beitrag auf 20 % (bei Zentralheizung
auf 22 %) der anteiligen Gesamtbau­
kosten festgesetzt. Um in Notfällen ein­
greifen zu können, wird parallel die
Möglichkeit der Subjektförderung ge­
sichert, d. h. die Aufbringung der Ei­
genmittel kann gestundet, zinsenlos kre­
ditiert und auch beim Mietaufwand
(der heute auch bei Gemeindewohnun-
gen schon einen beträchtlichen Teil
des Einkommens verscWingt) kann
finanziell unterstützt werden. Das An­
recht der Lohnabhängigen als Klasse
auf eine Wohnung als soziales Gut, be­
friedigt im Maß der Wohnbautätigkeit
nach Kriterien der Bedürftigkeit, scWägt
um in karitative Hilfe der Kommune
in besonderen Fällen. Die Masse der
Arbeiter und Angestellten, die eine
Gemeindewohnung bezieht, bezahlt.

1968 suchte die Gemeinde durch Grün­
dung des Wiener Wohnbaufonds Nach­
teile und Belastungen des von der
ÖVP beschlossenen Wohnbauförde-
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rungsgesetzes auszugleichen: Hilfe bei Wohnungsablösewucher entgegenzutre­
der Aufbringung der Eigenmittel, gün- ten.
stigere Förderung des Genossenschafts-
wohnbaus (daflir sicherte sich die Ge-
meinde ein Zuweisungsrecht), bessere Planung und Struktur
Mietzinsbeihilfen. Die Wohnungskosten
steigen trotzdem weiter, eine besondere Der Abbau des sozialen Anspruchs der
Rolle dabei spielt die Durchlöcherung Gemeinde findet schließlich in der Pla­
des Mieterschutzes. Seit 1968 gibt es nung und Struktur des kommunalen
nämlich auch die freie Mietzinsverein- Wohnbaus seinen NiederscWag. Tech­
barung bei der Neuvermietung von Alt- nische (sowoW in Bezug auf die Pla­
wohnungen. Daflir trägt die Gemeinde nungsstrukturen, als auch auf bautech­
natürlich nicht die unmittelbare Ver- nisch-konstruktive Belange) und platt­
antwortung. Aber sie hat bisher dem ökonomische Gesichtspunkte setzen
Maklerunwesen freie Hand gelassen, sich als alleinig relevant durch. Die so­
statt die Wohnungsvermittlung zu kom- zialen, kommunikativen, kulturellen
munalisieren und so dem ungesetzlichen Elemente treten in der Wohnhauspla-

nung in den Hintergrund. An die Stelle
der Superblocks mit ihren Gemein­
schaftseinrichtungen tritt die Zeilenbau­
weise in einer Öde, wie sie nicht allein
durch fehlende Geldmittel oder durch
die Anwendung industrialisierter Bau­
methoden (Groß tafelbauweise) erklärt
werden kann. Diese im Volksmund
,,Emmentaler" genannten Bauten sind
auch Ausdruck des Fehlens von Über­
legungen bezüglich der Rolle der Wohn­
sphäre flir die Lohnabhängigen als so­
ziale Klasse. Wohnen ist jetzt Hur mehr
Mittel rein individueller Bedürfnisbefrie­
digung. Der Freiraum wird zum Ab­
standsgrün degradiert und geht als Über­
gangsbereich von der privaten zur öf- ~
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•Paul Kolm

Die kommunikative Atmosphäre der
Zentralwaschküchen verschwindet, man
plant Kleinwaschküchen für ca. 25 nach
einem bestimmten Zyklus waschenden
Parteien, wo nun die Hausfrau allein
isoliert ihre Wäsche besorgen muß. Die:
se Entwicklung ist eben nicht einfach
eine Anpassung an veränderte tech­
nische Möglichkeiten.

Bildungseinrichtungen, Dienstleistungs­
betriebe, Versorgungseinrichtungen für
Konsumgüter werden in den völlig un­
erscWossenen Stadtrandbereichen oft
erst im Nachziehverfahren gebaut, was
für die Bewohner täglich große Belastun­
gen mit sich bringt. Aus bautechnischen
und ökonomischen Gründen werden alle
diese Einrichtungen zu Zentren zusam­
mengefaßt, die einen Einzugsbereich
haben, der über die zumutbare Fußgän­
gerdistanz hinausgeht. Ein Grund mehr,
abgesehen von der meist unzuläng­
lichen Anbindung an öffentliche Ver­
kehrsmittel, sich unter allen Umständen
ein Auto zu halten. Wer dazu nicht in
der Lage ist, muß schwerwiegende
Nachteile in Kaut' nehmen.

Planung im kommunalen Bereich, das ist
heute nur Anpassungsplanung höherer
Ordnung. Das wissenschaftliche Instru­
mentarium, die empirische Sozialfor­
schung helfen bestehende Trends zu er­
kennen, die dann - als Sachzwang
hingenommen - in der Planung verwer­
tet werden. Ohne Beteiligung der arbei­
tenden Menschen an Planung und Re­
alisierung, ohne klare gesellschaftspo­
litische Zielvorstellungen kann der tech­
nokratische Charakter der gegenwärti­
gen Kommunalpolitik nicht überwunden
werden.

Was im Wiener Wohnhausbau ohnehin
jeder beobachten kann, wird hier klar
ausgesprochen: Wegweisend kann die
Stadt Wien nicht sein. Die Entwicklung
neuer Wohnformen (nicht inhaltlich,
sondern nur in bezug auf das Raumange­
bot und die Ausstattung) wird den Ge­
nossenschaften überlassen, und diejeni­
gen, die in den Genuß dieser Entwick­
lungen kommen wollen, sollen doch
ruhig dafür auf anderen Gebieten Opfer
bringen.

Sozial-wirtschaftlich motivierte Ein­
richtungen werden beibehalten, jedoch
ebenfalls in völlig veränderter Form.

Die Wohnfolgeeinrichtungen haben wie
schon erwähnt ihren Charakter verän­
dert. Es gibt kaum Einrichtungen, die
solidarisches Handeln fördern, wie etwa
durch die Hausbewohner zu beaufsichti­
gende Kinderspiel· und Aufenthaltsräu­
me, der spärliche Rest von Jugend-,
Sport-, Arbeiterklubs sind einige SPÖ­
Sektionslokale. Die Kulturzentren der
Stadtrandsiedlungen können die Funk­
tionen der ehemaligen Kommunika­
tions-, Bildungs- und Kultureinrichtun­
gen nicht übernehmen. Sie sind nicht
integraler Bestandteil des engeren Wohn­
bereichs und ihr Aufsuchen erfordert
eine bewußte überwindung physischer
und psychischer Sperren. Auf der an·
deren Seite mußte der Versuch feW­
scWagen, diese Zentren als Kern "ei­
genständigen Kulturlebens" zu betrei­
ben, die Konkurrenz überlegenen Groß­
stadtkulturlebens ist da nicht zu schla­
gen. überhaupt sind diese Kulturzentren
nicht auf aktive kulturelle Betätigung
ausgerichtet, es dominiert der Kultur­
konsum.

Im Gegensatz zur Zwischenkriegszeit
wird die Wohnung als selbständige, iso­
lierte Einheit Mittelpunkt der Planungs­
überlegungen. Das bürgerlichen Wohn­
vorstellungen entnommene Ziel war
Wohnungsgröße, Anzahl der Räume,
Ausstattung in einem Maß zur Verfü·
gung zu stellen, das erlaubte, alle Funk­
tionen der Familie innerhalb der "ei­
genen vier Wände" wahrnehmen zu
können. "Eine dauerhafte, höhere
Wohnkultur, die in formaler Hinsicht
sich teilweise völlig neuer Wege bedie­
nen muß, kann sich allerdings nicht
allein nur aus öffentlicher Initiative auf
kommunaler Grundlage entwickeln.
Der baugenossenschaftliche Gedanke
findet hier ein breites Feld von noch
lange nicht ausgeschöpften Möglichkei­
ten vor: ein noch höherer Sparwille
des Einzelnen und eine bewußte Ab·
kehr vom überhohen Genußmittelauf­
wand zugunsten eines höheren Wohn­
kulturaufwandes werden wirksam wer­
den müssen. Auch die Bestrebungen
vieler Stadtbewohner, ihre Freizeit
nicht außerhalb der Wohnung - in
Gasthäusern, Cafes, beim Heurigen, im
Kino - sondern innerhalb ihrer eigenen
vier Wände in selbstgestalteter Umge­
bung im Kreise der Familie zu ver­
bringen, werden den Entwicklungsweg
zu einer wohnkultureIl gehobeneren
Gesellschaft wesentlich mitbestimmen
müssen." (R. J. Boeck: Sanierung von
Gesellschaft und Stadt durch ein sozia­
les Bauen, in: Der soziale Wohnbau,
Buchreihe des Aufbauheftes 39, Stadt·
bauarnt der Stadt Wien, 1960, S. 124/
125)

·2 fentlichen Sphäre als Ort der Kommu­
~ nikation verloren.
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1. Dem ÖGB ist es in der Hochkonjunk­
tur gelungen, ohne Mobilisierung der Ar­
beiter und Angestellten materielle Ver­
besserungen durchzusetzen. Seit auch in
Österreich vermehrt Krisenzeichen wirk­
sam werden, zeigen sich zugleich die
Grenzen der vom öGB getragenen So­
zialpartnerschaft.

Die Gewerkschaftsbewegung ging davon
aus, daß die wirtschaftliche Expansion
bruchlos anhalten würde und aus die­
sem steigenden Wirtschaftswachstum au­
tomatisch alle sozialen Fragen der Ar­
beiter und Angestellten befriedigt wür­
den. Hauptziel der Aktivität des ÖGB
war deshalb die Förderung des Wirt­
schaftswachstums zum Zwecke der
materiellen Absicherung der Arbeiter
und Angestellten.

Die Gewerkschaften haben sich dadurch
unmittelbar in eine weitgehende über­
einstimmung mit dem kapitalistischen
System gezwängt und auf gesellschafts­
verändernde Initiativen verzichtet. Sie
haben die Verfligungsmacht des Kapi­
tals kaum eingeengt und die bestehende
Herrschaftsform nicht angetastet.

2. Dazu kommt noch, daß sowohl die
Politik als auch die Struktur des ÖGB
darauf abzielen, die Aktivierung der
Arbeiter und Angestellten soweit wie
möglich hintanzuhalten. Der Apparat
des ÖGBs besteht zu einem Großteil
aus Angestellten, die nicht der Basis
verantwortlich sind und von dieser
kontrolliert werden können, sondern
allein der Gewerkschaftsspitze unter­
stellt sind.

Das Resultat dieser Organisationsstruk­
tur ist eine Demobilisierung der Arbei­
terschaft, die noch durch die Etablie­
rung von Parteifraktionen unterstützt
wird: Die Existenz der Parteifraktio­
nen verleiht dem ÖGB die demokra­
tische Legitimation, ohne echte demo­
kratische Willensbildungen unter sei­
nen Mitgliedern zu praktizieren.

Diese Bürokratisierung entspricht der
sozialpartnerschaftlichen Theorie und
Praxis des öGBs, Klassenauseinander­
setzungen zu vermeiden und durch
Geheimverhandlungen auf betriebli­
cher und überbetrieblicher Ebene ­
unter weitestgehender Ausschaltung
der Basis - Kompromisse zu schlie­
ßen.

3. Die krisenhafte Entwicklung trifft
deshalb die Arbeiter und Angestell­
ten umso stärker unvorbereitet. In
manchen Betrieben stellt sie das Er­
rungene wieder in Frage, zumal der
ÖGB sich auch heute noch den so­
zialpartnerschaftlichen, bürokratischen
Maximen unterwirft und auf die Initi­
ierung wesentlicher gesellschaftlicher
Veränderungen verzichtet.

Ohne die Einengung des Handlungsspiel­
raumes internationaler und nationaler

Kapitaleigner , d. h. ohne grundsätz­
liche Änderung der öGB-Politik wird
der Einzug klassischer Krisenauswir­
kungen kaum zu verhindern sein.

4. Die Gewerkschaftliche Einheit tritt
gegen die Politik der SOZialpartnerschaft
auf. Sie geht davon aus, daß der öGB
neue, qualitative Forderungen offensiv
stellen sollte, die die Verfligungsgewalt
des Kapitals einengen. Die GE verlangt
nicht nur Verbesserung der Arbeitsbe­
dingungen, lineares l..ohnsystern, son­
dern auch Einbeziehung der gesell­
schaftlichen Bereiche wie Kultur, Woh­
nen, Freizeit und Gesundheit als Ziel­
setzung gewerkschaftlicher Politik.

Die GE vertritt die überzeugung, daß
eine solche Politik die Mobilisierung
der Arbeiter und Angestellten für ihre
Interessen voraussetzt. Wichtigste Vor­
aussetzung dafür ist die Demokratisie­
rung des Lebens der Gewerkschaften
und die Herstellung eines autonomen
Verhältnisses der Gewerkschaften zum
Staat und zu den politischen Parteien.

5. Die FöJ-Bewegung für Sozialismus
stimmt nicht nur wegen gemeinsamer
Traditionen, sondern auf Grund der
aktuellen übereinstimmung in den
Grundsätzen der Betriebs- und Gesell­
schaftspolitik, mit den wesentlichen
überlegungen der GE überein.

6. Die Arbeiterkarnmerwahlen sind die
einzigen Wahlen, in denen nur Arbei­
ter und Angestellte im gesamtöster­
reichischem Rahmen stimmberechtigt
sind. Die ArbeiterkamlT1er stellt heute
die einzige österreichische öffentliche
Institution dar, in der Kräfte links
von der SPÖ vertreten sind.

Die KPö und ihre Gewerkschaftsfrak­
tion, der Gewerkschaftliche Links­
block (GLB) ist durch ihre bedingungs­
lose Verteidigung des ,,realen Sozialis­
mus" keine glaubwürdige sozialistische
Alternative.

Die Arbeiterkarnmern bieten eine zu­
sätzliche Möglichkeit zur Auseinan­
dersetzung mit der Politik der Sozial­
partnerschaft. Zudem ist es sicherlich
eine entscheidende Frage der Glaubwür­
digkeit der politischen Strömung, die
wir ebenso wie die GE repräsentieren,
im einzigen Forum vertreten zu sein,
das unmittelbar von den Arbeitern und
Angestellten beschickt wird.

7. Die FöJ - Bewegung für Sozialismus
wird deshalb die Aktivitäten und insbe­
sondere die Kandidatur der GE zu den
Arbeiterkarnmerwahlen 1979 im vollen
Umfang unterstützen und sieht darin
einen Schwerpunkt ihrer Aktivitäten.
Sie wendet sich an alle undogmatischen
Linken, ebenfalls die Kandidatur der GE
zu unterstützen und dazu beizutragen,
Positionen zu stärken, die glaubwürdig
eine grundsätzliche Änderung der ÖGB­
Politik verlangen. •
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EurokomrunismJS:
Kritik an den Thesen

Die Autoren des folgenden Beitrages sind der Einladung zur Diskussion in der letzten ,.offensiv links" gefolgt und setzen sich
kritisch mit den Thesen der Genossen Kolm und Patka auseinander.

Die Thesenfonn ermöglicht kaum detaillierte Argumentation, was sowohl auf diesen als auch auf den kritisierten Beitrag zu­
trifft. Zudem setzt eine detailliertere Kritik eine längere Diskussion innerhalb der ,,Bewegung für Sozialismus" voraus, deren
Mitglieder die Autoren sind.

Die Autoren des Beitrages intendieren nicht, sektiererische Kritik an den eurokommunistischen Parteien zu imen. Sie sind je­
doch der Auffassung, daß eine Reihe schwerwiegender Probleme in Theorie und Praxis der eurokommunistischen Parteien bei
den Thesen KolmlPatka nicht zum Ausdruck kommen. Sie bemühen sich darimer hinaus, in ihrem Beitrag zu klären, warum es
auch in denjenigen Ländern Gruppen der undogmatischen Linken gibt, in denen die eurokommunistischen Parteien im Vorhof
der Macht stehen. Und es ist gerade dieses Verhältnis zur Macht im bürgerlichen Staat, das einen zentralen Punkt der Ausein­
andersetzung darstellt.

1. Die Thesen der Genossen Kolrn und
Patka widerspiegeln ein falsches, unse­
rer Ansicht nach verkehrtes, Verständnis
des Verhältnisses von Parteien und Klas­
senbewegungen. Es ist wohl zutreffend,
daß in denjenigen Ländern, in denen
sich die Renaissance des Marxismus in
den Kämpfen der Arbeiterklasse zum
Ausdruck brachte, die in Bürokratis­
mus erstarrten kommunistischen Partei­
en auf die Klassenbewegungen reagier­
ten. Das Phänomen des Eurokommu·
nismus steht in diesem Zusammenhang.
Als ,,neue Kraftquelle" sehen wir aber
im Gegensatz zu Kolrn/patka (These 1)
nicht die bürokratische Antwort der
existierenden kommunistischen Parteien
und Institutionen auf die schöpferi­
schen Klassenbewegungen Ende der
sechziger und Anfang der siebziger
Jahre, sondern den Aufschwung der
Arbeiterkämpfe selbst.

Das Konzept der eurokommunistischen
Organisationen läuft im wesentlichen
darauf hinaus, einige der neu entwickel­
ten Formen des Klassenkampfes in den
lateineuropäischen Ländern in die je·
weiligen Konzepte und Strategiemodelle
der kommunistischen Parteien einzuglie­
dern. WoW wurzelt der Eurokommunis­
mus in den sozialen Bewegungen der
späten sechziger Jahre, am grundsätzlich
reformistisch-integrativen Konzept zur
gesellschaftlichen Umwandlung halten
jedoch die eurokommunistischen Grup­
pierungen fest.

Die emanzipatorischen Ambitionen, die
sich in den Kämpfen der lateineuropäi.
schen Arbeiterbewegung Ausdruck ver­
schafft hatten, fanden keinen realen
Niederschlag in der Politik der eurokom·
mllnistischen Parteien. Zu den Zielen
und zur Praxis der Neuen Unken sind
sie stets ablehnend gestanden. Diese Ab­
lehnung reicht von der offenen Verur·
teilung und Abwürgung der Pariser Mai·
Revolte 1968 über den AusscWuß der
Il.Manifesto-Gruppierung der KPI bis
hin zur völligen Passivität bei den bis
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heute andauernden Kämpfen der LIP­
Belegschaft in Frankreich, die in ihren
Kämpfen die Perspektive der sozialisti­
schen Selbstverwaltung eröffnet.

Ebenso wie der Eurokommunismus ist
aber auch die Existenz von Gruppen
der undogrnatischen, "neuen" Linken
- wie auch der BfS - Resultat der ge­
wandelten politischen Verhältnisse in
der Arbeiterbewegung seit den späten
sechziger Jahren. Die Anstöße zur Neu­
orientierung des marxistischen Denkens
und zu neuartigen Formen der politi­
schen Praxis sind ebenso wie von den
Eurokommunisten auch von diesem Teil
der Linken aufgenommen worden ­
wenn auch teilweise mit anderen Ergeb­
nissen.

2. Es ist unbestritten, daß eines der we­
sentlichsten Verdienste des Eurokom­
munismus in der Abkehr von einem al­
leingültigen Sozialismus-Modell a la
"realer Sozialismus" besteht. Die Kritik
an diesem Modell hat ohne Zweifel die
Entwicklung der sozialistischen Oppo­
sition in den osteuropäischen Ländern
begünstigt, und zwar in einem Ausmaß,
wie dies keine andere linke Bewegung
und Organisation in Westeuropa errei­
chen konnte. Das wesentliche Element
der eurokommunistischen Kritik ist ge­
rade dasjenige, daß innerhalb der kom­
munistischen Weltbewegung erstmals
seit der Oktober-Revolution grundle­
gende Fragen aufgeworfen wurden, die
direkt auf die Legitimationsbasis der
Machthaber in den Oststaaten abzielen.

3. Die Entwicklung derjenigen Parteien,
die heute als eurokommunistische be­
zeichnet werden, hat ohne Zweifel
neue Hoffnungen und gesellschaftsver­
ändernde Perspektiven eröffnet. Wenn
auch die Frage der innerparteilichen
Demokratie bis heute noch nicht be­
friedigend beantwortet ist, so läßt sich
dennoch zeigen, daß die eurokommuni·
stischen Parteien grundsätzlich bereit
sind, alternative Ansätze zu unterstüt-

zen, sofern ein entsprechender exter­
ner Druck vorhanden ist. Eurokommu·
nistische Gruppierungen haben wohl bis­
her nie Initiativen dort gezeigt, wo ka­
pitalistische Organisations- und Lebens­
vollzüge durch praktische Kritik in Fra­
ge gestellt wurden. Sie haben jedoch sol­
che Ansätze immer wieder - wenn auch
verspätet - unterstützt. Die entschei­
denden Initiativen sind stets aus konkre­
ten Bewegungen entstanden. Daraus er·
klärt sich auch die Existenz der euro·
päischen undogmatischen Linken, die
von vornherein solche Initiativen unter­
stützt und zum Teil unsektiererisch
selbst initiiert hat (Anti-AKW-Bewe­
gung, LIP, Gegenkulturansätze, Frauen·
bewegung, etc.).

4. Es ist unbestreitbar richtig, daß in
West- und sicherlich auch in Osteuropa
die revolutionäre Veränderung der Ge·
seIlschaft nicht alleiniges Werk einer
Avantgarde sein kann, sondern Resul·
tat einer bewußten Praxis der überwälti­
genden Mehrheit der Bevölkerung.

Im Werk Gramscis nimmt diese Prob le­
matik eine zentrale Rolle ein. Sein Kon­
zept von der Hegemonie der Arbeiter·
klasse in einem Block der fortschritt­
lichen Kräfte erscheint uns jedenfalls
der Realität spätkapitalistischer Gesell­
schaften adäquater als eine klassentheo­
retische Akrobatik, mit der manche lin­
ke Gruppen alle sozialen Schichten zur
Arbeiterklasse hinzurechnen und sich so
um das Bündnisproblem herumdrücken.
Keineswegs mündet jedoch die Vorstel­
lung der ,,Hegemonie der Arbeiterklas­
se" und des "Historischen Blocks" in
ein Konzept des ,,historischen Kompro­
misses", dem heutigen politischen Kon­
zept der KPI. Der ,,historische Kompro­
miß" in seiner heutigen Konzeption
stellt kein Klassenbündnis der fort­
schrittlichen Kräfte, gruppiert um die
Arbeiterklasse dar, sondern ein Partei­
bündnis auf Spitzenebene mit den kon­
servativsten, korruptesten Elementen
des politischen Prozesses in Italien,



eurokommunistischen Parteien nicht
im Einklang steht. Statt der ,,neuarti­
gen . . . Konzeption der hegemoniellen
Rolle und Perspektive der Arbeiter­
klasse" und der Schaffung eines brei­
ten Machtblocks (These 3.2) strebt
die KPI eine Absprache der Parteiftih­
rungen an, statt reiner ,,Mobilisierung
der Volksrnassen zu bewußtem Kampf
für ihre Interessen" (These 3.4) können
wir nur sozialpaktähnliche Klassenab­
kommen erkennen, die im Endeffekt
eher demobilisierend wirken.

8. Es mag durchaus sein, daß die
meisten Genossen/inner., die im Zuge
der CSSR-Ereignisse in einen organi­
sierten Konflikt mit der KPÖ getreten
sind, eurokommunistischen Positionen
nahestanden. Dies war jedoch nicht die
einzige Ebene der Auseinandersetzun­
gen, an deren Ende das selbständige
Auftreten der FöJ - später BfS - stand.
Vielmehr spielten auch die Fragen der
innerparteilichen Demokratie, des Ver­
hältnisses zu linken Gruppierungen
außerhalb der KPÖ und strategische
Diskussionen eine wesentliche Rolle.
Nicht zufällig sind zum gleichen Zeit­
punkt auch aus der eurokommunisti­
schen KPI oppositionelle Genossen aus
dem ZK der KPI und aus der Partei
überhaupt ausgeschlossen worden, als
sie ähnliche Fragestellungen bezüglich
revolutionärer Strategie und innerpar­
teilicher Demokratie aufgeworfen
haben, wie wir dies anläßlich der Inva­
sion in der CSSR getan hatten.

Außerdem ist anzumerken, daß in der
Zwischenzeit in der Politik und der
Zusammensetzung der BfS ein gewis­
ser Wandel eingetreten ist und die Or­
ganisation von einer Reihe von Genos­
sen/innen - darunter auch zwei der
Autoren dieses Beitrages - verstärkt
wurde, die nach einer linken Alterna­
tive zu SPÖ und KPÖ suchten, ganz
sicher aber nicht nach einer eurokom­
munistischen Organisation.

Für eine sozialistische Demokratie ist es
wesentlich, von den Prinzipien der Ba­
sisdemokratie ausgehend Prinzipien ei- ~~~lti
ner repräsentativen Demokratie zu fm­
den, die den Vorstellungen des bürger- ~~~~~
lichen Parlamentarismus entgegenge-
setzt sind (z. B.: gebundenes Mandat, =--------------,
Kontrollfunktionen, alternative Defi· Theorie lIIld Prallis
nition der Gewaltenteilung, etc.) und
nicht bloß die bestehenden Parlamente
(wenn auch mit KP- oder SP-Mehrheit)
mit direktdemokratischem ,,Beiwerk"
zu versehen.

Fall ist. Bologna ist einer der vielen Be­
lege dafür.

Ebenso ist es wesentlich, Formen der
repräsentativen Demokratie zu fmden,
die Zentralfunktionen demokratisch
leisten können. Jedoch lehnen wir ein
Verständnis ab, das uns bei Kolm/patka
durchzuklingen scheint (These 3.3), in
dem es nur darauf ankommt, dem bür­
gerlichen Parlamentarismus - quasi als
Ergänzung - elementare Formen der
Basisdemokratie zur Seite zu stellen.

6. Es ist ohne Zweifel heute wichtiger
denn je, Strategieformen zu fmden,
die einen Bürgerkrieg verhindern. Es
hat sich tatsächlich in mehreren Fällen
gezeigt, daß die Arbeiterbewegung in
bürgerkriegsähnlichen Situationen der
imperialistischen Internationale unter­

S. Die eurokommunistische Konzep- legen ist. Dies schließt auch Revolu·
tion vom wechselseitigen Verhältnis von tionsmodelle aus, die von einem isolier­
Partei und Basisbewegungen ist sicher- ten Vorpreschen in einzelnen Ländern
lich kein wesentlicher Unterschied zu ausgehen, und zwar umso mehr, als
orthodox-stalinistischen Konzeptionen. sich das Kapital internationalisiert.
Ernst Fischer weist in seinen Memoiren
darauf hin, daß die KPÖ schon 1948 Es hat sich jedoch gezeigt, daß das
ergänzende Formen der Basisdemokra- Konzept, das der Eurokommunismus
tie zu den entwickelten Formen der re. diesen Modellen entgegensetzt, eben­
präsentativen Demokratie gefordert hat. falls ungenügend ist. Sowohl in Frank­
Auch gehören solche - meist im unde- reich als auch in Italien reagiert der
mokratischen Ritual erstarrte - Elemen- Eurokommunismus auf die Krisener·
te (Delegiertensystem, Sowjets) zum scheinungen ausschließlich defensiv. Die
Standardrepertoire osteuropäischen eurokommunistischen Organisationen
Staatsaufbaus. verlangen heute weitestgehenden Ver-

zicht auf Seiten der Arbeiter- und Ange­
Es ist wohl richtig, daß die eurokommu- stelltenschaft, um die Arbeitsplatzsiche­
nistischen Parteien die ergänzenden Ele- rung gewährleisten zu können.
mente der Basisdemokratie nicht in dem
eingeschränkt den Parteizwecken unter- Bis he1!te sind die eurokomm1!nistische.n
geordneten Modell fordern, wie dies in GruppIerungen. den NachweIS schuldig
den überlegungen der traditionalisti- ge?lie~n, daß Uu:.Konz~pt des kompro­
schen kommunistischen Parteien der miß~ensch~n Zuruckwe~chens, der De-

fenSIve, em Konzept ISt, das sowohl
Bürgerkriege zu verhindern imstande ist
(man denke nur an die Politik der
österreichischen Sozialdemokratie der
Zwischenkriegszeit) als auch gesell­
schaftliche Alternativen zu eröffnen.
Die Orientierung auf das, was Kolm/
Patka die "tragende Rolle innerhalb
der bestehenden Gesellschaft" nennen
(These 4), steht, wie uns scheint, der
notwendigen gesellschaftlichen Ver­
änderung entgegen.

7. überhaupt zeichnen die Genossen
Kolm und Patka eine Theorie des Eu­
rokommunismus, die unserer Ansicht
nach mit der momentanen Politik der

nämlich der Christdemokratie als Par­
tei. Flankierend dazu werden sozial­
partnerschaftliche übereinkünfte getrof­
fen, die sich kaum mit dem Rückgriff
auf Gramsci rechtfertigen lassen.

Insoweit ist die These der Genossen
Kolm und Patka bestreitbar, die behaup­
tet, die KPI hätte eine "wirklich neu­
artige, der komplexen Analyse ent­
sprechende und differenzierte Betrach­
tungsweise", über die die KPF nicht
verfuge.

Die Konzeption der KPF in einer engen
ZusammenaIbeit mit der SPF, so
schwierig sich diese auch gestaltet, ist
unserer Ansicht nach vom Standpunkt
einer notwendigen tiefgreifenden Ver­
änderung der Gesellschaft dem Kon­
zept des ,,historischen Kompromisses"
unter faktischem Ausschluß der ande­
ren politischen Vertreter der Arbeiter­
klasse (SP, Neue Linke) sicherlich vor­
zuziehen. Die Wahlergebnisse der letz­
ten Zeit ermöglichen es auch keines­
wegs, wie Kolm/patka behaupten
(These 3.2.), die Richtigkeit der italie­
nischen Positionen gegenüber denen der
KPF zu belegen. Wohl hat die KPF bei
den Parlamentswahlen stagniert, aber
auch bei den italienischen Regional­
wahlen waren Stimmenverluste für
die KPI zu verzeichnen.
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•R.P.

Die Redaktion offensiv links veröffent­
licht im folgenden den Aufruf der Ver­
anstalter und übersendet auf Wunsch
gerne die Unterlagen und Anmeldungs­
formulare flir den Bahro-Kongress.

nisse historisch-materialistisch und be­
zieht auch die westliche Diskussion mit
ein. Und - was für Marxisten wohl das
entscheidende Kriterium ist - er zeigt
Konsequenzen und Wege zur Überwin­
dung der Situation auf.

,,Die Philosophen haben die Welt ver­
schieden interpretiert - es kömmt dar­
auf an, sie zu verändern", diese alte
Marx-These hat heute mehr als je ihre
Geltung. Bahro hat seinen Beitrag dazu
geleistet.

Offensiv Links veröffentlicht im folgen­
den den Aufruf der Veranstalter des
Kongresses für und über Rudolf Bahro.
Der Aufruf trägt die Unterschrift von
exilierten Dissidenten wie Zdenek Hejz­
lar und Jiri Pelikan, von Sozialdemokra­
ten wie Peter von Oertzen und Ossip K.
Flechtheim, von Vertretern der Neuen
Linken wie Oskar Negt, Ehnar Altvater
und Rudi Dutschke, von Trotzkisten
wie Ernest Mandel. Und nicht zuletzt
auch vom jüngst unfreiwillig exilierten
Wolf Biennann.

Inter
nationaler
Kongress

für und über
BUDOLF
BABBO

Vom 16.-19. November 1978 fmdet in
Berlin ein Kongress über und für Rudolf
Bahro statt. Rudolf Bahro ist einer der
profiliertesten Theoretiker der soziali­
stischen Opposition in den Ländern des
"realen Sozialismus". Nach der Veröf­
fentlichung seines Buches "Die Alter­
native" wurde er zu einer mehrjährigen
Gefangnisstrafe wegen vorgeblicher
nachrichtendienstlicher Tätigkeit verur­
teilt.

Die Thesen Rudolf Bahros stellen die
vorläufig größte Herausforderung an die
DDR-Bürokratie innerhalb der soziali­
stischen Opposition dar. Der Versuch,
die wachsenden Widersprüche im eige­
nen Land mit der Ausbürgerung oder
Einkerkerung von linken Kritikern zu
lösen, zeigt nur, wie sehr die gegenwär­
tige DDR-Führung um den Verlust
ihrer Legitimität fürchtet.

Für Bahro bedeutet die sozialistische
Alternative mehr als nur die Verstaat­
lichung der Produktionsmittel. Für ihn
geht es um die umfassende Emanzipa­
tion aller Individuen, um die überwin­
dung der Hierarchien und Herrschafts-
strukturen.

Bahro kritisiert die Realität des ,,realen
Sozialismus" in der DDR nicht nur
durch die moralische Verurteilung sei-

• ner Systeme. Er analysiert die Verhält-

Peter Lachnit
Ronny Pohoryles

Fritz Zaun

Wir stimmen sicherlich mit den Autoren
darin überein, daß die eurokommunis­
mus-Diskussion wichtige neue Elemente
für einen positiven Klärungsprozeß der
politischen Positionen innerhalb der
Linken (die sich sicherlich in einer Kri­
se befmdet, allerdings insgesamt und
nicht nur, wie Kohn/Patka in ihrer The­
se 7.3 schreiben, ihr "extrem" linker
Teil) und über den Rahmen der "Be­
wegung für Sozialismus" hinausgehend
mit sich bringen könnte.

Wir sind jedoch nicht der Auffassung,
daß ein solcher Klärungsprozeß durch
eine positive Stellungnahme zum Euro­
kommunismus erreicht werden kann.

Viehnehr scheint uns eine solche Debat­
te nur ohne vorherige ideologische Vor­
gaben relevant zu sein. Die Diskussion
kann für die Linke nur fruchtb ar sein
in dem Ausmaß, in dem es der ,,Bewe­
gung fur Sozialismus" möglich wird,
konkrete Alternativen in der Praxis auf­
zuzeigen, orientiert nach einem Kon­
zept, in dem wir die Praxisfelder und
die Aktivitäten selbst bestimmen, orien­
tiert an der Perspektive der sozialisti·
schen Selbstverwaltung.

Dies eben ist in den Grundsätzen der
"Bewegung tur Sozialismus" angeregt,
wenn wir davon sprechen, es ergäbe
sich die Notwendigkeit, den Klassen­
kampf offensiv zu fuhren.

An diesen praktischen Erfahrungen erst
läßt sich konkret bestimmen, ob und
inwieweit eurokommunistische Konzep­
tionen flir eine Politik hinderlich sind
oder nicht, die sich an einem wesent­
lichen basisdemokratischen Grundsatz
orientiert:
Die Betroffenen selbst sollen in allen
Lebensbereichen entscheiden.

§ 9. Die Konsequenzen, die die Genossen
.~ Kohn und Patka anregen, enthalten ­
~ wenn auch nicht ausdrücklich fonnu­
:g liert - die Anregung, daß die ,,Bewe-

gung für Sozialismus" Kurs auf eine
eurokommunistische Orientierung neh­
men solle. Schließlich wird argumen­
tiert, der Eurokommunismus habe Ein­
fluß auf breite Teile der linken SP (was
unserer Ansicht nach zumindest tur die
Jugendorganisationen SJ, JG und
VSStÖ nicht zutreffend ist - es sei auch
daran erinnert, daß die Attraktivität
der BfS für die SP-Linke zu einer Zeit
am größten war, als von einer euro­
kommunistischen Orientierung noch
nicht die Rede war) und im übrigen,
argumentieren die beiden Autoren, soll­
ten wir im Kontext des Eurokommu­
nismus insbesondere mit jüngeren KPÖ­
Kadern politische Auseinandersetzungen
suchen.
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UMBRUCH IN OSTEUROPA
DIE SOZIALISTISCHE
ALTERNATIVE

Unter der absurden Anschuldigung der "nachrichtendienstlichen" Tätigkeit ist Rudolf Bahro in
der DDR zu acht Jahren Haft verurteilt worden. Weder gab es die Möglichkeit einer wirksamen
Verteidigung vor Gericht und in der Öffentlichkeit, noch wurde der internationalen Öffentlich­
keit die Teilnahme am Prozeß ermöglicht.
Rudolf Bahro ist ein politischer Gefangener. Offensichtlich wie nur selten ist das Verleumderi­
sche und Konstruierte der bis heute geheimgehaltenen Anklagebegründungen. Die eigentliche
Ursache ist - was sollen wir unter diesen Umständen anderes annehmen - der Inhalt und die
Veröffentlichung seines Buches "Die Alternative" in der Bundesrepublik.
Gegen das Urteil hat die internationale Öffentlichkeit ihren Protest zum Ausdruck gebracht und
nachdrücklich die sofortige Freilassung Rudolf Bahros in die DDR gefordert.
Rudolf Bahros Buch ist eine Herausforderung für die ost- und westeuropäischen Gesellschaften.
Mit den zentralen Thesen und Fragestellungen seines Buches wird sich der INTERNATIONALE
KONGRESS FÜR UND ÜBER RUDOLF BAHRO - Umbruch in Westeuropa - Die sozialistische
Alternative" vom 16. bis 19. November in Westberlin beschäftigen. Rudolf Bahro ist ein Kom­
munist, der für einen freiheitlichen Sozialismus eintritt, einen Sozialismus, der eine umfassen­
de politische Demokratie und die freie Selbstverwirklichung eines jeden in den Mittelpunkt
stellt. Ausgehend von diesem Grundverständnis wird der Kongress versuchen, die unterschiedli­
chen Strömungen der ost- und westeuropäischen demokratischen und sozialistischen Bewegung
zu einem fruchtbaren Meinungsaustausch und Disput über "Die Alternative" zusammenzufüh­
ren.

Natürlich müßte Rudolf Bahro auf diesem Kongress anwesend sein, um wirksam seine Thesen
und Analysen verteidigen und begründen zu können. Die Behörden der DDR haben dem aber ­
und es ist nichts anderes abzusehen - einen Riegel vorgeschoben. Deshalb wird und muß dieser
Kongress auch Ausdruck der Solidarität mit der Person Rudolf Bahros sein, ein konkreter
Schritt der Entwicklung der internationalen Solidarität. Auch alle diejenigen sind deshalb durch
diesen Aufruf angesprochen, die nicht mit den Thesen und Auffassungen Rudolf Bahros über­
einstimmen. Hier gilt es1für jemanden einzutreten - im ganz persönlichen Sinne - der seinerseits
uneingeschränkt für die persönliche Freiheit, die Freiheit der wissenschaftlichen und politischen
Betätigung Andersdenkender wirkt und dies auch unter Einsatz seiner persönlichen Existenz.

Dieser Kongress will organisiert und vor allem finanziert sein. Hinter ihm stehen keine Geldge­
ber und politischen Mächte, mögen manche ihm dies auch unterstellen. Durch die persönliche
Unterschrift und finanzielle Unterstützung möge jeder, mögen Redaktionen und Verlage,
Gewerkschaftsgruppen und Organisationen, Parteigliederungen und Institutionen, Betriebsräte,
Vertrauensleute, Redakteure, Abgeordnete ihre Solidarität und Unterstützungsbereitschaft
bekunden. Auch die Hektik des Alltags sollte es nicht verunmöglichen, den dringend notwendi­
gen finanziellen und persönlichen Beitrag zu leisten. Am besten durch die Teilnahme am Kon­
gress selbst.

Gerade die in Gewerkschaften, den Massenmedien, Jugendorganisationen und Parteien Tätigen
sind aufgefordert, in ihrem Wirkungsbereich über die Verurteilung Rudolf Bahros zu diskutieren
und auf diesen Kongress aufmerksam zu machen. Nur so kann es gelingen, daß der Kongress
aufgrund seiner Ausstrahlung auch wirksam die DDR-Bevölkerung erreicht und damit das
Kalkül des "realen Sozialismus", das Kalkül)durch Todschweigen und Einsperren die drängen­
den Fragen auszuklammern, nicht aufgeht.

Berlin, 10. September 1978
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lage

Der Berufsverband ÖSterreichischer Psy­
chologen hat den Entwurf eines Psycho­
logengesetzes ausgearbeitet, der im
Herbst 1978 dem zuständigen parla­
mentarischen Ausschuß vorgelegt und
im Frühjahr 1979 verabschiedet werden
soll. Dieses Gesetz klärt die Rechts­
steIlung des Psychologen, grenzt dessen
Tätigkeitsbereich ab und legt die Vor­
aussetzungen fest, die zur Führung der
Berufsbezeichnung ,,Psychologe" be­
rechtigen. Die Interessen der Psycholo­
gen sollen dabei von einer Berufsorga­
nisation in Form einer Kammer wahr­
genommen werden.

Die Vorbereitung dieses Gesetzesent­
wurfes muß als mangelhaft bezeichnet
werden, da bis vor kurzem weder eine
Beiziehung noch eine Information der
von dem Gesetz Betroffenen, insbeson­
dere der Psychologiestudenten , aber
auch anderer im psychologischen Be­
reich Tätigen (Sozialarbeiter) erfolgte.

Der "Arbeitskreis Psychologengesetz"
ist der Meinung, daß jedes Psycholo­
gengesetz sich an einer Verbesserung
der Versorgungslage im Sinne der Be­
troffenen orientieren müßte und nicht
nur ständische Berufsinteressen einer
Einzelgruppe absichern darf. Nach Er­
fahrungen in England, Amerika und in

der BRD wird eine umfassende psycho­
soziale Versorgung am ehesten gewähr­
leistet, wenn folgende Strukturgesichts­
punkte berücksichtigt werden:

- Der institutionelle Aufbau des Ver­
sorgungssystems muß die gleichberech­
tigte Zusammenarbeit aller im weite­
sten Sinne psychologisch Tätigen er­
möglichen.

- Der Schwerpunkt der Versorgung
darf nicht wie bisher in bloß kurativen
Leistungen bestehen, sondern muß in
präventiven Maßnahmen liegen.

- Die Planung der psychosozialen Ver­
sorgung soll von regionalen Körper­
schaften ausgehen, die die Zusammen­
arbeit der verschiedenen psycholo­
gischen Berufsgruppen koordinieren
(psychologen, Pädagogen, Sozialarbei­
ter, Psychiater, Pfleger, Krankenschwe­
stern etc.) und insbesondere für die
Einrichtung von Ambulatorien und
teilstationären Diensten sorgen, in de­
nen multiprofessionelle, therapeuti­
sche Teams eine gemeindenahe Versor­
gung leisten.

Das Psychologengesetz in der vorlie­
genden Fassung wird diesen Vorstellun­
gen nicht gerecht.

z
Von ihm ist eine Reihe nachteiliger Wir­
kungen zu erwarten:

1. Die Schaffung einer Berufsorganisa­
tion für akademisch graduierten Psy­
chologen - bei Ausgrenzung aller ande­
ren psychologisch Tätigen - fUhrt zu
einer Fragmentierung des Versorgungs­
systems und behindert die Kooperation
der verschiedenen Berufsgruppen, die
für eine effiziente Versorgung notwen­
dig ist. Ärzte und Psychologen teilen
sich das Behandlungsmonopol und drän­
gen die zahlreichen anderen Hilfsberu­
fe, die für praktische Tätigkeiten aus­
gebildet sind und oft näher am betrof­
fenen Hilfsbedürftigen stehen, in ein
Unterordnungsverhältnis.

2. Das Gesetz bevorzugt die Möglich­
keit der freien Niederlassung für Psy­
chologen. Der vereinzelte Psychologe
wird nun, wie der Arzt den medizini­
schen, den psychischen Aspekt aus dem
Gesamtzusammenhang eines Problems
isolieren. Die freie Niederlassung ist zu­
dem, wie sich im Gesundheitswesen ge-
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Kreisky zwisctm
Antisemiten

und Ziooisten

zeigt hat, der Ausgangspunkt flir struk­
turelle Fehlentwicklungen.

Die Einzelbehandlung steht in krassem
Gegensatz zu der wichtigen Förderung
von Selbsthilfegruppen und Nachbar­
schaftshilfe, wie es überhaupt im Be­
reich der psychosozialen Versorgung
nicht ausreicht, Hilfsmaßnahmen nur
auf einzelne als krank defInierte Indi­
viduen zu beziehen, anstatt soziale
Gruppen anzusprechen und soziale Zu­
sammenhänge verändern zu helfen.

3. Der im Gesetzesentwurf verbindlich
festgelegte Tätigkeitskatalog des Psy­
chologen erweist sich im Hinblick auf
die Vielfalt psychosozialer Leistungen
als zu eng. Die PSy'chotherapie bleibt
nach wie vor den Ärzten vorbehalten,
während die eigentlich daflir ausgebil­
deten Psychologen mit dem vagen Be­
griff der Behandlung abgefertigt wer­
den. Sie werden auf die Methoden der
wissenschaftlichen Psychologie verwie­
sen, worunter aber ausschließlich Er­
kenntnismethoden verstanden werden
(Test, Experiment, Interview) und kei­
ne Behandlungsmethoden. Dieser ein·
geschränkte Wissenschaftsbegriff ent­
spricht dem Selbstverständnis der
herrschenden Schulrichtungen der Psy­
chologie. Durch ausschließliches An­
knüpfen am individuellen Verhalten,
ohne Beachtung der Vermitteltheit von
psychischer individueller Beschaffenheit
durch gesellschaftliche Prozesse und
Strukturen werden gesellschaftliche
Vorgänge individualisiert und psycholo­
gisiert. Die psychologische Tätigkeit
wird in einen norm- und wertfreien
Bezugsrahmen konzipiert, der jegliche
Orientierung an einem normativen Ge­
sundheitsbegriff oder an einer sozial­
politischen Zielfunktion psychischer
Volksgesundheit vermeidet.

4. Die straffe Kammerorganisation hat
durch Disziplinarrecht, Zulassungsbefug­
nisse und Bürokratisierung gegenüber
ihren Mitgliedern die Handhabe, ihre
Berufsausübung einzuschränken oder zu
behindern. Es besteht die Gefahr, daß
solche Rechte von einseitig majorisier­
ten Standesgremien zur Disziplinierung
von Mitgliedern instrumentalisiert wer­
den, wobei unliebsame Kritiker, Inno­
vatoren oder Minoritäten unter Kon­
formitätsdruck gesetzt werden können.

Aus den angeftihrten Gründen lehnen
wir das Psychologengesetz in der vorlie­
genden Fassung ab. Wir fordern die Ein­
beziehung aller psychologisch tätigen
Berufsgruppen, der Psychologiestuden.
ten und Vertreter öffentlicher Interes­
sen (Gewerkschaften) in die weiteren
Beratungen des Entwurfs und schlagen
die Durchfiihrung einer Enquete seitens
des Ministeriums vor, die zur umfassen­
den Diskussion der Probleme Gelegen­
heit bieten soll. •

Daß das Ausland bei Anzeichen von
Antisemitismus in Österreich beson­
ders aufmerksam reagiert, ist kein
Wunder. österreich ist ein Land mit
traditionell ausgeprägten antisemiti­
schen Einstellungen; eine judenfeind­
liche Komponente gehörte bei den
Christlichsozialen und Großdeutschen
vom 19. Jahrhundert bis zum Jahr
1938 zum Standardrepertoire. Die
Funktion des Antisemitismus lag
darin, den unzufriedenen Massen ei­
nen Feind zu präsentieren, den man
schlagen (und erschlagen) kann, ohne
deshalb die Struktur der kapitalisti­
schen Gesellschaft zu gefahrden. Er
ist Mittel zur Erreichung reaktio­
närer politischer Ziele, und, seit 1848,
integrierender Bestandteil von Attak­
ken gegen fortschrittliche Bewegungen.
Vor allem die Arbeiterbewegung war
antisemitischen Angriffen ausgesetzt,
Karikaturen zeigten Bauer, Tandler,
Ellbogen, Breitner mit Hakennasen ­
und in der Tat erleichterte die Feind­
seligkeit des bürgerlichen Antisemitis­
mus, der Bolschewismus, Sozialdemo­
kratie und Judentum gleichsetzte, ge­
rade jüdischen Intellektuellen die poli­
tische Radikalisierung und damit den
Weg zur Arbeiterbewegung.

Die Beteiligung der Österreicher an
den Judenverfolgungen der Nazizeit
war eine durchaus freiwillige, nicht
von fremden Okkupanten aufgezwun­
gene; ja sie war sogar - gemessen an der
Einwohnerzahl des Landes im Verhält­
nis zu Deutschland - eine überpropor­
tionale. Eichmann, Globocnik, Kalten­
brunner und Wagner, also fiihrende
Exekutoren der Massenvernichtung,
waren Österreicher, und auf einer
unteren Ebene haben eine Reihe von
Österreichern durch arisierte Wohnun­
gen und Vermögen materiell von der
Ausrottung profitiert. über 65.000
österreichische Juden, ein Drittel der
ursprünglichen jüdischen Bevölkerung
ÖSterreichs, sind den Vernichtungs­
lagern zum Opfer gefallen. Und der
Rest blieb vertrieben, exiliert lieber, als
in das ÖSterreich des Nachkriegs-Herrn­
Karl zurückzukehren.

So wie der Faschismus insgesamt, wur­
den auch die Judenverfolgungen nach
1945 als aus Deutschland importiert
betrachtet, was jede kritische Aufarbei­
tung unnötig machte: Wir waren ja
ein besetztes Land gewesen. Nach der

Gründung des Staates Israel wandelten
sich ÖSterreichs Antisemiten allmäh­
lich zu Pro-Zionisten. Der zionistische
Staat hatte ja auch viele Vorteile: man
war die Juden los, sie waren weit weg
von hier. Außerdem verteidigten sie die
europäische Zivilisation gegen orienta­
lische Tschuschn und Kommunisten,
und gute Soldaten waren sie - alle
Achtung! Diese Bewunderung hinderte
die ÖSterreicher jedoch nicht, im
eigenen Land weiterhin die Juden zu
meiden. 67 % sind nach einer IFES·
Umfrage aus dem Jahr 1969 von der
überflüssigkeit von KZ-Prozessen über­
zeugt, 37 % der Ansicht, durch die
Massenvernichtungen an Juden sei
,,manches besser geworden". Gleichzei­
tig wurden Israels Blitzkriege bewundert
und traditionell antisemitische Stereo­
typen auf Araber neu angewendet.
Der Antisemitismus und dieser Pro­
Zionismus sind Zwillingsbrüder: zwei
Seiten derselben Medaille, die Ver­
drängung heißt.

Denn die Existenz des Antisemitismus
ist es, die den Zionismus tabuisiert:
durch pro-israelische Haltung will man
den Vorwurf des Antisemitismus ent­
kräften, das eigene schlechte Gewissen
(und vielleicht auch die eigene NS-Ver­
gangenheit) verdrängen. Jede Kritik an
der israelischen Politik rüttelt an diesem
mühsam gezimmerten moralischen Kon­
strukt und verfällt der Verdammung.
Ein schönes Beispiel für diese Einstel­
lung ist Kronenzeitungs-Staberl, der
zwar Daniel Cohn-Bendit beharrlich als
,,Herrn Cohn" bezeichnet, gegen ein
anti-zionistisches Flugblatt der soziali­
stischen Mittelschüler jedoch eine Kam·
pagne entfachte, an deren Ende der
Parteiausschluß flir den VSM stand.

Auch nach 1945 wurde der österreichi­
sche Antisemitismus gegen die Sozial­
demokratie eingesetzt. Im Untergrund
liefen Kampagnen gegen Pittermann,
Broda, Waldbrunner; offen zum Aus­
druck kamen antisemitische Affekte bei
den Anhängern Olahs nach dessen Aus­
schluß aus der SPÖ und richteten sich
gegen Justizminister Broda. Die öVP
nannte 1970 ihren Spitzenkandidaten
Klaus auf Wahlplakaten einen "echten
Österreicher" (im Gegensatz zum Juden
Kreisky). Und auch innerhalb der SPö
machten manche jener Funktionäre, die
einen Parteivorsitzenden Kreisky verhin­
dern wollten, auf dessen Abstammung ~
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aufmerksam. Otto Probst, der jetzt we­
gen des Anti-Israel-Interviews Kreiskys
protestierte, war damals übrigens einer
der HauptfIgUren der Kreisky-Verhin­
derer...

******

Der Zionismus ist zweifellos eine Ant­
wort auf den - oft antisemitischen ­
Nationalismus in Ost- und Mitteleuropa
und darin selbst Nationalismus. Eine
Reaktion auf derselben Ebene gleich­
sam, der Wunsch nach einem Staat, der
"so jüdisch sein wird, wie England eng­
lisch ist" (Ch. Weizmann).

Die Staatsgrundung Israels erfolgte als
Antwort auf den mörderischsten Antise­
mitismus, den deutschen. Bei der Be­
gründung dieses Staates stieß man aber
auf eine bereits vorhandene Bevölke­
rungsgruppe, die Palästinenser. Die
Durchsetzung der zionistischen Zielset­
zung eines nationalen jüdischen Staates
bedingte die Zurückdrängung der ein­
heimischen Bevölkerung. In der Reak­
tion auf den schlimmsten Rassismus
nahm das zionistische Konzept also
selbst rassistische Züge an - wie die Po­
litik der israelischen Regierung gegen­
über den Palästinensern zeigt, aus denen
nach klassisch nationalistisch-chauvini­
stischer Weise ,,Menschen zweiter
Klasse" geschaffen wurden. Kreisky da­
zu in dem Interview mit der holländi­
schen Zeitung "Trouw": ,,Man kann
doch nicht glauben, daß es eine israe­
lische Demokratie gibt, wenn die Ara­
ber Staatsbürger zweiter Klasse sind und
gleichzeitig in einem Polizeistaat leben".

Kritik an dieser Politik, wenn sie aus
Europa kam, wurde allzuleicht mit dem
Hinweis auf den bekannten Antisemitis­
mus abgebogen. Der Linken, der man
schwerlich Nähe zu den faschistischen
Verhaltensweisen nachsagen konnte,
wurde ein ,,neulinker Antisemitismus"
angedichtet, als die Kritik am zionisti­
schen Staat zunahm, und zwar ungeach­
tet des weiterhin überproportionalen
hohen Anteils von Leuten jüdischer Ab­
stammung innerhalb dieser Linken. Und
Bruno Kreisky wurde, kaum hatte er
verlauten lassen, es könne keinen Nah­
ostfrieden ohne Einbeziehung der Palä­
stinenser geben, postfrei zum ,jüdischen
Antisemiten" gestempelt, "der seinen
Vater und seine Mutter haßt". (Begin)
überhaupt die Abstammung, das
,,Blut"! "...daß Du Dich vor gut 30
Jahren, fein abgestimmt mit der Grün­
dung unseres Staates, auf Zehenspitzen
aus der jüdischen Gemeinschaft davon­
gemacht hast", wirft Efrairn Kishon
Kreisky vor (Spiegel 37/78). "Kreisky",
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so meinte Simon Wiesenthal vor zwei
Jahren, ,,hat sich von der jüdischen
Schicksalsgemeinschaft losgesagt. Und
wer das tut, ist in meinen Augen ein
Deserteur". Das sind zwei Beispiele
wie zionistische Juden ein Gleichheits­
zeichen zwischen Israel und dem Ju­
dentum setzen. Wer da nicht mitmacht,
ist fahnenflüchtig. Wenn man das Wort
,jüdisch" in beiden Aussprüchen gegen
irgendeine andere nationale Bezeich­
nung vertauscht, wird deutlich, daß
es sich hier um simplen Nationalismus
im scWechtesten Sinne handelt.

Hier wird eine ideologische Nähe der
Zionisten zu ihren ärgsten Feinden
ersichtlich, die auch auf andere Be­
reiche übergreift: "Es lebe Israel! ",
rief die NDP schon 1971, als sie einen
Wehrdienstverweigerer-Kongreß stürmte
(Neues Forum AprilfMai 1971) und
NDP-Boß Burger bekannte offene
Sympathien zur Herut-Partei Begins.

"Neues Geschichtsbuch gefillig?"

Mir selbst ist es vor kurzem bei einer
öffentlichen Diskussion in London pas­
siert, daß ich die Leute, die gegen
Farbige, Palästinenser, linke und Ho­
mosexuelle geiferten, für Faschisten
der ,,National Front" hielt - bis sie
sich als Mitglieder der "Jewish Defens
League" entpuppten.

Und noch heftiger fast als der Kampf
gegen antizionistische Nichtjuden ist
der Kampf der Zionisten gegen anti­
zionistische Juden. Davon können eine
Reihe von jüdischen Töchtern und
Söhnen auch in österreich ein lied
singen. Auch Kreisky ist von Begin
vor allem das eine vorgeworfen worden:
Daß er als Jude nicht Zionist gewor­
den ist. Und Kishon läßt Verachtung
für jene Juden durchklingen, die nicht
nach Israel ausgewandert sind (daß er
sich damit mit vielen Antisemiten
trifft, ist nur eine Pointe der ganzen
Affäre). Kreisky, als einer jener, die
sich primär als Güdische) ÖSterreicher

und nicht, wie Viktor Reimann seine
Kronenzeitungs-Serie nannte, als Ju­
den in Österreich" (als Fremdkörper
also) flihlen, meinte dazu einmal: ,,Ich
halte die Methode, Juden oder jüdische
Abkömmlinge in ihrem Heimatland sus­
pekt zu machen, indem man sie als
Teil einer sogenannten jüdischen Schick­
salsgemeinschaft sowie für Israel rekla­
miert, damit aber in ihrer wahren Hei­
mat isoliert, fiir eine umgekehrte Form
des Antisemitismus, für einen posthu­
men Sieg Hitlers" (Frankfurter Allge­
meine, 13. Nov. 1975)

Dies auszusprechen und die Politik
Israels zu kritisieren, ist nicht Antise­
mitismus. Es ist Anti-Zionismus, sicher­
lich. Doch der Zionismus ist nicht das
Judentum scWechthin, es ist eine ideo­
logische Strömung darin. Die Juden in
der Arbeiterbewegung waren größten­
teils antizionistisch eingestellt, die jü­
dische Emanzipation wollten sie nicht
durch den (zionistischen) Rückgriff auf
den Nationalismus, sondern durch die
internationale Befreiung der Mensch­
heit durch den Sozialismus erreichen.
Österreichische jüdische Politiker der
Arbeiterbewegung bekämpften den Zio­
nismus als reaktionär und als bloße
Agentur der jüdischen Bourgeoisie (Jac­
ques Hannak). Denn auch im Judentum,
wie überall, gibt es Klassen und Klas­
senspaltung - an gemeinsame jüdische
Sonderinteressen glaubten und glauben
nur zwei: die Antisemiten (die deshalb
die Juden vernichten wollen) und die
Zionisten. Kreisky dazu: ,,Ich bin kein
heimlicher Erzfeind des Zionismus. Ich
bin aber auch kein Zionist. . . Diese
Leute wollen am liebsten jedem einen
Judenstern anhängen und bei jeder Ge­
legenheit das tun, was die Nazis mach­
ten, nämlich das Besondere der Juden
akzentuieren, etwas was ganz und gar
nicht wahr ist." (Presse, 5.9.1978).

******

Sicherlich, Kreiskys Verhalten gegen­
über Wiesenthai in der Affäre um SS­
Peter war würdelos, seine Politik der
Aufwertung der FPö und der Berufung
von Ministern mit NS-Vergangenheit ei­
ne Schande für Österreich. Wir haben
all dies schärfstens kritisiert (aL Juni
75, Februar 76). Gegenüber der Schelte,
die Kreisky für seine Kritik an der
friedensverhindernden, weil zionisti­
schen Politik Israels einstecken mußte,
müssen wir ihn aber in Schutz nehmen.
Und wir tun dies umso leichter, als
wir nicht, wie er, auf dem FPÖ-Auge
blind sind.

P.L. •
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Und dennoch muß man Sadat anrech­
nen, daß er bei aller Eigennützigkeit
seiner Vorgangsweise einige panarabi­
sche Tabus über Bord geworfen hat,
die nicht immer durchwegs lauteren
Motiven entsprangen. Dazu gehört vor
allem die Existenz des Staates Israel,
wie problematisch auch seine histori­
schen und gegenwärtigen Grundlagen
sein mögen. Allerdings: Solange Israel
nicht bereit ist, seinerseits die Existenz
des palästinensischen Volkes und seines
Rechts auf einen eigenen Staat anzu­
erkennen, wird jeder mit noch so viel
US-Dollar gestützte Frieden im Nahen
Osten auf Wüstensand gebaut sein.

Heute schon zeigt sich nämlich, daß die
Probleme des Nahen Ostens weder
durch bilaterale Verhandlungen, durch
Separatfrieden, noch durch Teillösun­
gen einer dauerhaften Regelung zuge­
führt werden können. Diese Region
der Erde ist aus vielen Gründen die ex­
plosivste überhaupt. (Es wäre eine bit­
tere Ironie der Geschichte, wenn von
hier aus jener Weltuntergang seinen
Ausgang nähme, der in den biblischen
Prophezeiungen als Apokalypse be­
schrieben wird.)

Jetzt, wo im unglücklichsten Land des
Nahen Osten, im libanon die Christen
an der Reihe sind, für Fehler und Ver­
brechen zu büßen, an denen sie allein
auch nicht die Schuld tragen, erhebt
sich ein Wehklagen in den christlichen
Abendländern, denen das vielfach
schlimmere und seit Generationen zuge­
fallene Los der Palästinenser bisher
noch stets wurscht war und die sich mit
Israel aus den gleichen, nur umgestülp­
ten Regungen heraus solidarisieren, die
schlicht und einfach im Rassismus
(Antisemitismus), Chauvinismus und
Kulturdünkel ihren Nährboden haben.

Der eigentliche Preis des Friedens:
die Pa lästi nenser

Der ägyptische Präsident spielt sein
äußerst riskantes Spiel mit dem Gleich­
mut eines, dem ohnedies nichts ande­
res übrigbleibt. Um die Bevölkerung
seines Landes, die - vernünftigerweise ­
den verheißenen Frieden dem ewigen
Kriegszustand vorzieht, als Verbündeten
auf seiner Seite zu halten, muß Sadat
endlich Früchte seiner Politik präsen­
tieren, damit die derzeitige Begeiste­
rung nicht in eine doppelt so bittere
Enttäuschung umschlägt und zu Zorn­
ausbrüchen fUhrt, wie sie Sadat schon
zweimal drastisch erlebt hat. Daher hat
sich Sadat mit einem Mindestmaß an
unabdingbaren Forderungen gegenüber
Israel begnügt - soweit diese Ägyptens
unmittelbare Interessen betreffen. Er
kann zwar darauf hinweisen, daß er
nur fur sein Land und nicht für alle be­
troffenen arabischen Länder verhandeln

taten, weil sie in der Zurücknahme der
bisher unverblümtesten expansionisti­
sehen Konzepte der "Landnahme" be­
standen.

FriEde den Palästen,
Krieg den Hütten

Eine pax americana

Es ist daher keineswegs paradox, wenn
man zum Auftakt der am 10. Oktober
begonnenen Friedensverhandlungen zwi-
schen Ägypten und Israel konstatieren
muß, daß im Nahen Osten die (Welt)
Kriegsgefahr um keinen Deut geringer
geworden ist - im Gegenteil weiß man
bisher nur, wie man den Frieden hier
nicht erreichen kann.

Der einzige, der wirklich zufrieden sein
durfte, war Carter. Auf dem Tiefpunkt
seiner Popularität angelangt, gelang es
ihm scheinbar, die denkbar gegensätz­
lichsten Interessen unter einen US-Zy­
linder zu bringen. Es war tatsächlich
eine Art Zauberkunststück, was be­
kanntlich mit Blendung zu tun hat.
Das Zaubermittel hieß in diesem Fall
der zwar geschwächte, aber geschenkt
noch immer willkommene US-Dollar.
Milliarden mußten davon versprochen
werden, sowohl an Israel als auch an
Ägypten. Darunter für das wohl grotes­
keste Friedensprojekt der Weltgeschich­
te: komplette israelische Militärstütz­
punkte werden demontiert, um einige
Kilometer weiter hinten wieder mon­
tiert zu werden. Aber Carter ist - ver­
ständlicherweise - das alles noch tau­
sendmal lieber als ein neuer Waffen­
gang der Israelis mit den bisher unab­
sehbarsten Folgen für die gesamte west­
liche Welt. Der von den Israelis nach
allen Regeln dieser Kunst ständig er­
preßte US-Präsident preßte ausgerechnet
dem Rechtsextremisten Begin einige
Zugeständnisse ab, die aber nur diesem
und seinen Gesinnungsgenossen weh·

konnte. Er kann aber den Hinweis sicher
nicht entkräften, daß Voraussetzung jeg­
licher Handlungsbereitschaft seitens der
Israeli - immer schon und nicht erst
zu Zeiten Begins - die vollkommene
Preisgabe des palästinensischen Volkes
und dessen Interessen bei allen arabi­
schen Verhandlungspartnern bedeuten
würde - und das wissen auch alle. Daher
ihre ebenso glaubwürdige Ablehnung
der ägyptisch-israelischen Verhandlun-

Man wird nicht lange warten müssen, bis der Zweckoptimismus der westlichen Mas- gen.
senmedien über den Rahmenvertrag zwischen Ägypten und Israel nach Camp David . .
einer nüchterneren Beurteilung der Dinge weichen wird. Spätestens dann, wenn es ?<>wohl Frieden als auch Krieg
nicht nur um schöne Absichtserklärungen, sondern handfeste Verpflichtungen geht, Im Nahen Osten?
könnte sich die weiße FriedenS1aube als eine gewöhnliche Ton1aube entpuppen und
deren Schicksal erleiden.
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Der ausschlaggebende Grund für die lan­
ge Stabilität der Diktatur ist jedoch
ihre Rolle als wichtigster Verbündeter
und Garant der US-Interessen in dieser
Region. Nicaragua diente den USA 1954
als Ausgangsbasis für den Sturz der
nationalistischen Regierung Guzman Ar­
benz in Guatemala. Die mißglückte
Invasion der Exil-Kubaner in der
Schweinebucht ging von Nicaragua aus.

Die Opposition

1961 wurde unter dem Eindruck der
Kubanischen Revolution die ,,Frente
Sandinista de liberacion" (FSLN, San­
dinistische nationale Befreiungsfront)
gegründet. Nach anfänglicher Übernah­
me von Guevaras Guerillakonzept und
mehreren militärischen Rückschlägen
widmete sie sich ab 1970 verstärkt der
Arbeit in Massenorganisationen sowie
organisatorischen Aufgaben, integrierte
immer mehr Bauern in die Organisation
und erhielt wachsende Unterstützung
in der Bevölkerung. Viele Sympathien
brachte ihr die Geiselnahme von Somo­
za-Freunden im Dezember 1974 ein, auf
die Somoza mit der Verhängung des
Ausnahmezustandes reagierte. Als nach
Carters Amtsantritt der Druck auf die
Diktatur wuchs, ihr Terrorregime zu
liberalisieren, hob Somoza im Septem·
ber 1977 den Ausnahmezustand auf.

Die FSLN, die in der Zwischenzeit
trotz brutaler Repression ihre Veranke­
rung in der Bevölkerung ausbauen konn­
te, fugte der Nationalgarde in einer
Reihe überraschender Angriffe im Ok­
tober 1977 beträchtliche Verluste zu
(San Carlos, Ocotal, Masaya. . . ). In-

Sturz?

Reichtum und Macht
der Somozas

mobilisierten Armee wurden schrittwei­
se ausgeschaltet.

Nach dem Sturz Präsident Sacasas
(1936) manipulierte Somoza die Ver­
fassung so, daß er auf ,)egalem Weg"
P~äsident werden konnte. Der heutige
Diktator Anastacio 11 Somoza übernahm
nach der Ermordung seines Vaters
(I956) zunächst das Kommando über
die Nationalgarde und 1967 auch die
Präsidentschaft, in welcher Funktion er
sich 1974 durch eine Wahlfarce bestäti­
gen ließ.

Während die Somozas durch eine Wirt­
schaftspolitik im Interesse des in- und
ausländischen Kapitals ihre politische
Macht absichern konnten, erlaubte ih­
nen die Ausschaltung jeder Opposition
durch ein umfassendes Terrorregime
auch die Anhäufung ungeheurer wirt­
schaftlicher Macht. Auf 400 Mio Dollar
wird der Wert ihres aus der rücksichts­
losen Ausplünderung des Landes ge­
wonnenen Vermögens heute geschätzt.

Der Somoza-Clan ist Eigentümer von
mehr als 100 Unternehmen in fast allen
Wirtschaftsbereichen, besitzt 25.000
Quadratkilometer Grund (40 % des be­
baubaren Bodens), ihm gehören ein
Hafen (Puerto Somoza), eine Tages­
zeitung, zwei TV- und 14 Radiosender,
ein Teil der nationalen Fluglinie LANI-

vor

Ursprung der Diktatur

Wegen seiner für einen Kanalbau zwi­
schen Atlantik und Paziflk idealen Lage
war Nicaragua seit seiner Unabhängig­
keit von Spanien Anfang des 19. Jahr­
hunderts Spielball ausländischer Inter­
essen. Auch nach der Entscheidung für
den Kanalbau durch Panama (I902)
blieb Nicaragua fur die Vereinigten Staa­
ten wegen seiner Nähe zum Kanal wich­
tig genug, um hier keine ihre Interessen
gefahrdende Entwicklung zuzulassen.

Zur Sicherung dieser Interessen und zur
Unterstützung der Konservativen inter­
venierten sie ab 1909 mehrmals und
hielten Nmagua jahrelang besetzt. 1926
gelang es, einen Großteil der liberalen
Generäle, die gegen die Invasionsarmee
gekämpft hatten, dazu zu bewegen, die
Waffen niederzulegen. Nur General Au­
gusto Cesar Sandino setzte den Kampf
fort, bei dem jetzt Ziele wie Selbst­
bestimmung, nationale Souveränität,
Wiederherstellung der Verfassung und
Landreform in den Vordergrund rück­
ten. Nach jahrlangem erfolglosem Anti·
Guerilla-Krieg zogen die USA von 1931
an ihre Truppen aus Nicaragua ab, lie­
ßen aber eine gut bewaffnete und aus­
gebildete einheimische Armee, die Na­
tionalgarde, zurück.

An ihrer Spitze stand der in den USA
ausgebildete Anastacio Somoza Garcia.

Somoza senior schloß 1933 einen Frie­
densvertrag mit Sandino und ließ ihrl
1934 ermorden. Die Reste seiner de-

CA, er hat das Exportmonopol über
Kaffee, Baumwolle, Tabak usw.

Durch die Kontrolle über die National.
bank verschafften sich die Somozas
günstige Kredite und nützten auch an·
dere staatliche Einrichtungen zur per·
sönlichen Bereicherung. Auch die nach
dem verheerenden Erdbeben von 1972
ins Land geflossenen Hilfsgelder ver­
schwanden großteils in ihren Taschen.

In den letzten Jahren investierte Somo­
za auch zunehmend in den Handel mit
Drogen und Blut sowie in Casinos.

Die Somozas verfUgen über ausgezeich­
n~te Beziehungen zu US-Konzernen,
WIe US-Steel, der Hotelkette Inter-
continental sowie der Fluglinie PANAM.
über Zentralamerikanische Bank und

Die ~n den USA vor 40 Jahren eingesetzte Diktatur der Somozas wankt. Nach der Nicaraguas Nationalbank stehen sie in
blutigen Niederschlagung der jiingS18n Offensive der Sandinistischen Befreiungsfront Verbindung zu internationalen Finanz­
und den dabei von der Nationalgarde begangenen Massakern wird es fir die Verei- gruppen wie der Wells Fargo Bank und
nigten Staaten immer schwieriger, ilve ökonomische und militärische Hilfe für die- der Chase Manhattan Bank. Die Be­
ses n~r me~r von der Gewalt der Waffen gestützte Regime fortzusetzen. Da heute z~ehungen zu Morgan. und Roc~~feller
pr:aktlsch die gesamte Opposition entschlossen ist, den Kampf bis zum Sturz des ~lchern Somo~a ~asS1ve Unte~stutzu!lg
D..ktators fortzusetzen, wird sich auch Carter, will er seiner Menschenrechtspolitik lß der Republikaruschen ParteI und 1m

DIcht den letzten Rest an Glaubwürdigkeit nehmen, nach einer Alternative zu So- US-Kongreß.
moza umschauen müssen.
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terne Differenzen zwischen den ver­
schiedenen Fraktionen der FSLN wa­
ren jedoch mit dafür verantwortlich, daß
diese Aktionen ihr militärisches Ziel
verfehlten. Die überfälle waren von der
zahlenmäßig dominierenden, in Stoß­
trupps organisierten Fraktionen der
"Terceristas" ausgegangen, die sich aus
Marxisten, linken Christen, aber auch
liberalen - oft aus gutbürgerlichem
Milieu - zusammensetzt. Ihre Strategie
zielt auf ein Bündnis mit der bürger­
lichen Opposition ab. Weiters gibt es
in der FSLN eine Fraktion, die fur die
Strategie eines lang andauernden Volks­
krieges (,,guerra popular prolongada'~

nach vietnamesischem Vorbild eintritt
sowie eine "proletarische" Fraktion, die
vor allem auf Bewußtseinsbildung und
Organisation im Bereich der Arbeiter­
schaft setzt.

Seit der Ermordung Charnorros, des
Direktors der einzigen oppositonellen
Tageszeitung ("La Prensa'~ und pro­
minentesten Vertreters der bürgerlichen
Opposition, Im Jänner dieses Jahres, lö­
sen einander in Nicaragua Generalstreiks
und - meist blutig durch die National­
garde aufgelöste - Demonstrationen ab.

Auch die bürgerliche Opposition, die
sich in der UDEL (Demokratische Be-

freiungsunion) zusarnmenschloß, sowie
Teile der Untemehmerschaft, deren
wirtschaftliche Interessen angesichts der
Monopolstellung Somozas immer mehr
ins Hintertreffen geraten, schlossen sich
mehr und mehr der Anti-Somoza-Bewe­
gung an.

überwogen anfangs in der UDEL noch
die Sektoren, die zu einem Dialog mit
Somoza bereit waren oder eine Lösung
nach dem Motto "weder Somozismus
noch Sandinismus" anstrebten, führten
der Tod Chamorros und der wachsende
Einfluß der Sandinisten zu einer Stär­
kung der Sektoren, die zum Bündnis
mit der FSLN bereit sind. Die im Früh­
jahr erfolgte Bildung der FAO (Breite
Oppositionsfront), die neben der UDEL
eine Reihe politischer Parteien und zwei
Gewerkschaften umfaßt, ist Ausdruck
der wachsenden Entschlossenheit der
oppositionellen Kräfte, eine Lösung oh­
ne Somoza anzustreben.

"Allgemeiner Volksaufstand"

Als der durch die spektakuläre Kom­
mandoaktion der Sandinisten vom 22.
August zwei Tage später begonnene
Generalstreik ohne sichtbares Ergebnis

blieb und Somoza am 4. September
mit einem Schlag im ganzen Land 600
Vertreter der Opposition festnehmen
ließ, drohte eine gewisse Demorali­
sierung Platz zu greifen.

In dieser Situation, in der immer weitere
Kreise einsahen, daß ein Generalstreik
allein nicht ausreichte, um die Diktatur
zu Fall zu bringen, startete die FSLN
ihre lange erwartete Offensive und rief
zur allgemeinen Volkserhebung auf.

Die Attacke der Sandinisten setzte zu­
gleich in mehreren wichtigen Städten
des Landes ein: Sie eroberten Leon,
Chinandenga, Eszeli, Rivas, Masaya u.a.
In den eroberten Städten schlugen sich
zahlreiche junge Burschen ("mucha­
chos") auf die Seite der Sandinisten. Je­
weils zehn von ihnen wurden von einem
Kader der FSLN kommandiert. Ihre un­
zureichende Bewaffnung und Ausbil­
dung ließ ihnen aber gegenüber den
Panzerwagen der Nationalgarde keine
Chance. Sobald der Druck der Regie­
rungstruppen zu stark wurde, zogen
sich die Sandinisten aus der Stadt zu­
rück, während die ,,muchachos" ihre
Waffen versteckten und in den Kreis
ihrer Familie zurückkehrten. S. 31 ~
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bücher
Die Buchbesprechung wurde für die
diesmalige Folge in eine Zeitschriften­
besprechung umgewandelt. Ich möchte
die Zeitschrift ,,Autonomie" vorstellen,
deren 12. und vielleicht letzte Nummer,
vor kurzem erschienen ist.

Die Zeitschrift ,,Autonomie", mit dem
Untertitel ,,Materialien gegen die Fa­
brikgesellschaft" versehen, erschien erst­
mals Ende 1975 in der BRD. "Die ,Au­
tonomie' entstand... in dem Moment,
als die linksradikalen Gruppen, die sich
als Versuch der organisierten Fortset­
zung und Umwandlung der sozialre­
volutionären Bewegung gegen Ende der
sechziger Jahre verstanden, auseinan­
derfielen... Ausgangspunkt war damals
vor etwa drei Jahren die Einsicht, daß
die Gruppen nicht nur an der repressi·
ven Realität der BRD zerschellt waren:
daß sie vielmehr auch keine angemes­
sene, weil beschränkte und ärmliche
Antwort auf den umfassenden Prozeß
sozialer Neuzusarnmensetzung waren.
So waren die Diskussionen um die
community, den Regionalismus, um die
Mikrophysik der Macht und anderes,
erste tastende Versuche, uns von den
theoretischen und politischen Verstei­
nerungen, die wir 68 ff. erlebt und mit­
getragen haben, wieder freizuschaufeln
und uns an ein Verständnis der moder­
nen Klassenrealität und ihrer noch fast
gänzlich unerforschten Geschichte her­
anzutasten."

Soweit die Redaktion der 12er-Nummer
über die Entstehung der Zeitschrift und
im folgenden über die Gründe fur die
voraussichtliche Einstellung: ,,Der Feh­
ler der ,Autonomie' war es, daß sie ge­
genüber dem Prozeß der - sicher nur
teils selbstgewählten - Abschottung der
linksradikalen und alternativen Szene
blind war; daß es sie nur wenig inter­
essierte, daß hier eine sozialrevolutionä­
re Bewegung in's Ghetto und die Nutz­
barmachung abgedrängt wird." -

Einer der interessantesten Artikel der
Nummer 12 befaßt sich mit "Kontro­
versen um Geburtenkontrolle am Vor­
abend des Ersten Weltkrieges" und wur­
de von Karl Heinz Roth zusammenge­
stellt. "Der Rückgang der Geburten­
zahlen hat damals in einigen großstäd­
tischen Ballungsgebieten gleichzeitig an­
gefangen und immer· größere Regionen
erfaßt. Die politische Resonanz in Ber­
lin war am größten, denn Berlin war
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~eichshauptstadt. Dieses Vorkriegsber­
lin hatte auch seinen zugehörigen Skan­
dal: die ,Gebärstreikdebatte' von
1913".

Drei sozialdemokratische Berliner Ärzte
Bernstein (nicht mit Ede zu wrwechseln)
Hirschfeld und Moses starteten im Ver­
lauf des Jahres 1912 "...eine Veran­
staltungskampagne, auf der sie die wich­
tigsten Methoden der EmpHingnisverhü­
tung vorstellten und den Frauen Mut
machten, ihr Recht am eigenen Körper
durchzusetzen. Der Erfolg war offen­
sichtlich verblüffend. Das lag zweifel­
los daran, daß es schon seit Jahren un­
ter den Frauen der proletarischen Vier­
tel entsprechende informelle Initiativen
gegeben hatte; jedenfalls waren gerade
in den Arbeitervierteln die Geburten­
zahlen auffällig stark zurückgegangen,
nachdem noch bis zur Jahrhundert­
wende in eben diesen Vierteln die üb­
lichen hohen Geburtenraten mit einer
Säuglingssterblichkeit bis zu 26 %
verbunden gewesen war... Es handelte
sich um einen Rückgang, der im wesent­
lichen durch das Ausbleiben der 3.,4.,
und 5. Kinder hervorgerufen worden
ist."

~eaktionen auf die Kampagne der
Arzte gab es sofort: Der Berliner Poli­
zeipräsident schloß die Frauen aus
den Veranstaltungen der Ärzte aus ein
ärztliches Ehrengericht befaßte sich' mit
Dr..Moses, die Oberste Heeresleitung
schrIeb: ,,Im Jahre 1913 offenbarte sich
eine tiefgehende kinderunlustige, ja kin­
derfeindliche Bewegung in Arbeiter­
kreisen, die auf die willkürliche Gebur­
tenbeschränkung im System des Klas­
senstaates aufzubauen gedachte: Der
,Gebärstreik' - dem muß mit allen
Mitteln entgegengewirkt werden."
,,Die sozialdemokratische Parteispitze
scheint sich zunächst abwartend verhal­
ten zu haben. Erst im Sommer 1913
also ein dreiviertel Jahr nach Beginn de:
Kampagne, entschloß sie sich zum Kon­
terschlag. Sie startete. . . im Berliner
,Vorwärts' eine Artikelserie, in der sie
die 'Phrase von einem zu inszenierenden
Gebärstreik' zurückwies und den ,gegen­
wärtig beobachteten Geburtenrückgang'
als ,ein Zeichen kapitalistischer Entar­
tung' brandmarkte. . . Um die Gegen.
kampagne perfekt zu machen, berief
die Parteispitze die sozialdemokrati­
schen Wahlvereine Berlins . . .zu einer
Versammlung ein. Diese Veranstaltung
die unter dem Motto: ,Gegen den Ge:

bärstreik' stand, sollte Furore machen
war doch von der Parteispitze aus de:
,proletarischen' Frauenbewegung alles,
was Rang und Namen hatte, herbeizi­
tiert worden, um der in die Partei hin­
eingetragenen Initiative der Proletarier­
frauen Berlins den Garaus zu machen."
Es folgen kurze Ausschnitte aus Reden
Rosa Luxemburg: "... Die heutig~
Versammlung ist ein tiefbeschämendes
Beispiel dafur, wie sehr die sozialistische
~ufklärung in Berlin noch vernachlässigt
1st, wenn es möglich ist, daß eine der­
artige Losung, wie die des Dr. Moses,
hier Beifall fmden kann. . . Der von
Lasa1le in wenigen Jahren zur Strecke
gebrac~te Genossenschaftsapostel Schul­
ze-Delitzsch war ein Riese im Vergleich
zu den Aposteln des Gebärstreiks' er
appellierte wenigstens noch an eine' ge­
meinsame soziale Aktion, während man
hier di~ Mittel zur Hilfe - im privaten
Schlafztmrner sucht. Man appelliert an
die Denkfaulheit und Kurzsichtigkeit
der Masse." Klara Zetkin: ,,Aber verges­
sen wir doch nicht, daß die Proletarier­
frau nicht dadurch belastet wird daß
sie mehr Kinder hat, sondern dadurch,
daß der Kapitalismus ihr für die von ihr
geleistete Arbeit nicht genug gibt, da­
mit sie so wie die Bourgeoisfrau das
nötigste für ihre Kinder tun, nämlich
genügend Hilfskräfte einstellen kann.
Hohe Kinderzahl soll die Proletarierin
angeblich von gewerkschaftlichem und
politischem Kampf zurückhalten. Ach,
sehen Sie sich doch unsere Bewegung
an, Sie finden nirgendwo einen Beweis
fiir diese Behauptung... Und wenn Sie
aufhören Soldaten zu zeugen, dann hö­
ren Sie auch auf, Soldaten der Revolu­
tion zu zeugen!" Die Versammlung hat­
te nicht den von der Parteispitze erwar­
teten Erfolg, denn entgegen den An­
sichten von Luxemburg, Zetkin u.a. un­
terstützte die Mehrheit der sozialdemo­
kratischen Frauen die Gebärstreikpropa­
ganda und stellte sich offen gegen die
,,Führerinnen".

Es sollen noch einige der in verschiede­
nen ,,Autonomie"-Heften enthaltenen
Artikel ganz kurz vorgestellt werden,
um die Themenvielfalt aufzuzeigen.
"Taylor in Rußland" befaßt sich mit der
Einführung des Taylorismus in der
UdSSR ab etwa 1921 (Nr. 1); ,,Die Reh­
berger" mit dem Leben und dem Wi­
derstand der Berliner Erdarbeiter um
1830 (Nr. 4). Soweit zu "geschichtli­
chen" Themen. Weiters: Schilderungen
über den Alltag Arbeitsloser in Italien
(Nr. 6), eine USA-Nummer, die sich mit
Selbstorganisation, Alternativprojekten,
Frauenbetrieben u. a. auseinandersetzt
(Nr. 7), Bericht eines französischen
Psychiaters über seine Haftbedingungen
in der BRD (Nr. 8) und vieles andere.
- Etliche Nummern der ,,Autonomie"
gibt's noch in Buchhandlungen und im
FöJ-Archiv.
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Nach der Rückeroberung der Städte, die
eine nach der anderen durch massive
Angriffe von Flugzeugen, Artillerie und
Feuer aus schweren Maschinengewehren
sturmreif geschossen wurden (ohne je­
de Rücksicht auf die Zivilbevölkerung),
kam es jeweils zu "Säuberungen", das
heißt zur Massenexekution von Perso­
nen, die verdächtigt wurden, die Sandi­
nisten unterstützt zu haben. Die Zahl
der bis zur Beendigung der Kämpfe am
22. September insgesamt Getöteten
wird vom Roten Kreuz mit 1.500 ange­
geben, dürfte aber weit höher liegen.

"Bis zum Sturz der Diktatur"

Die Atempause, die sich Somoza durch
den neuerlichen Sieg seiner durch aus­
ländische Söldner und Truppen des
CONDECA (zentralamerikanischer Mili­
tärpakt, der nicht ohne Wissen des Pen­
tagon in Aktion tritt) verstärkten Na­
tionalgarde verschafft hat, wird von
kurzer Dauer sein. Während die Sandi­
nisten heute mehr Zulauf erhalten als
jemals zuvor, bildete sich Ende Septem­
ber in Verhandlungen zwischen Vertre­
tern der FAO sowie der Gruppe der 12
(persönlichkeiten aus dem liber-bürger­
lichen Lager, die schon im vergangenen
Oktober mit einer gegen Somoza gerich­
teten Erklärung an die Öffentlichkeit
getreten waren und heute eng mit der
FSLN zusammenarbeiten) in Costa Rica
eine Gegemegierung.

Ein wesentlicher Faktor für die weiteren
Perspektiven der Diktatur ist die bisher
widersprüchliche Haltung der USA:
Noch vor kurzem lieferten sie 20 Ge­
schütze an die Nationalgarde, heute
beklagen sie heuchlerisch die mit diesen
Waffen angerichteten Massaker.

Carter sieht sich einem Dilemma gegen­
über: Setzt er die Unterstützung
Somozas fort, riskiert er, daß sein müh­
sam gehegtes Menschenrechts-Image
durch dieses Land Zentralamerikas end­
gültig widerlegt wird. Andererseits ha­
ben die USA in Nicaragua erhebliche
Summen investiert, die Carter durch ei­
ne Regierung unter FSLN-Beteiligung
gefährdet sieht. Bei der übertragung der
Macht an eine bürgerliche Regierung
ohne Einschluß der Sandinisten besteht
die reale Gefahr, daß diese weiterhin
einen die politische Stabilität des Re­
gimes bedrohenden Faktor darstellen
würden. Die aus diesem Dilemma resul­
tierende zögernde Haltung der US-Re­
gierung begünstigt zur Zeit die weitere
Polarisierung zwischen Somoza und sei­
nen Gegnern: Die Vermittlungsversuche
der USA kommen zu spät.

Der weltweit bekannte Priester und
Poet Ernesto Cardenal drückt die Ent­
schlossenheit der Opposition aus, wenn
er erklärt: ,,Das ist ein Krieg. Aber es
ist ein Krieg des nicaraguanischen Vol­
kes, das den Tod nicht scheut. Es ist
ein ungleicher Kampf, der aber nicht
aufhören wird, ehe Somoza und der
Somozismus gestürzt sind."

Der Sandinist Miguel Castaneda, auf
Rundreise durch Europa, stellt in Ergän­
zung dazu - in übereinstimmung mit
dem überwiegenden Teil der nicaragu­
anischen Opposition - fest: ,,Die USA
haben nicht verstanden oder wollen
nicht verstehen, daß es ohne Unter­
stützung der Sandinistischen Front,
ohne die Unterstützung des Volkes,
nicht möglich ist, in Nicaragua zu re­
gieren noch einen Ausweg aus der ak­
tuellen politischen, ökonomischen und
sozialen Krise zu fmden."
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Wiener Organisation
gegen
Atomkraftwerke
(WOGA)

1060 Wien,
Hirschengasse 3
im Hof rechts,
Mo. bis Fr.
17 -'20 Uhr

Aktion MUtter gegen
AKW

Journaldienst
Mo. bis Fr.
9-18 Uhr im
GrUnladen
1040 Wien,
Karolinengasse 1,
Ecke
Prinz -Eugen-Straße
Telefon 658825

Anti-AKW-
Koord inationsstelle

1090 Wien,
Liechtensteinstraße 13,
Mo. bis Fr. vorm.
Telefon 3'1 5566

+ + + kontaktadressen + + + kontakt
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Gewerkschafter
gegen
Atomkraftw erke

1180 Wien,
F. Schallmeiner,
Herbeckstraße 75/10/10

Lest,
abonniert,
verbreitet

INITIATIV

Zeitung der
Initiative
österreichischer
Atomkraftwerks­
gegner
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